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Nr. 212. Mittag : Ausgabe, 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
London, 8. Mai. In der geſtrigen Unterhansſitzung 
kündigte Henneſſy Die, demnächſtige Beantragung einer 
Adreſſe an die Krone in Betreff der polniſchen Angele⸗ 

genheit. Vielſeitige Zuſtimmung. (Wolff's T. B.) 

Frankfurt, 6. Mai. Die „Europe“ enthält folgende Mittheilung: Die 
griechiſchen Schutzmächte haben ſich dahin verſtändigt — weil Baiern eine 
mitcontrabirende Macht ſei — nach der erſten, der Prüfung der Conſeguen⸗ 
en des Beſchluſſes der griechiſchen National⸗Verſammlung in Betreff der 
hronentſetzung Otto's und der baieriſchen Dynaſtie gewidmeten Conferenz⸗ 
ſitzung den baieriſchen Geſandten in London zur Theilnahme an der Bera⸗ 
15 ae zur Zuſtimmung zu den Beſchlüſſen der erſten Conferenzſitzung 

einzuladen. f 
„Europe“ bringt ferner folgenden Bericht aus Dresden: Das polniſche 
Central-⸗Comite habe den Inſurgenten⸗Anführern und Patrioten mitgetheilt, 
eine höchſtgeſtellte Perſon habe geäußert, wenn der Polenaufſtand nur Dauer 
gewinne, dann werde alles gut gehen. Dieſe Mittheilung habe ein neues 
ſtarkes Zuſtrömen von jungen Leuten aus Congreßpolen und Altpolen unter 
die Fahne des Aufſtandes bewirkt. 


— —— — — — 


Preuſ en. 
Candtags⸗ Verhandlungen. 
40. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (7. Mai.) 


Präſident Grabow eröffnet die Sitzung nach 9% Uhr. Am Minifter: 
tiſche: Herr v. Roon und zwei Commiſſare (Oberſt v. Boſe und Major 
v. Kaczewski), ſpäter Herr v. Bodelſchwing h. Das Haus und die Tri⸗ 
bünen ſind ziemlich gefüllt, die Logen leer. 2 

Es iſt eine Adreſſe der „Patriotiſchen Vereinigung“ — ein Mißtrauens⸗ 
votum — eingegangen und liegt zur Einſicht auf dem Tiſche des Hauſes 
aus. Mehrere Urlaubs⸗ und Entſchuldigungsgeſuche (für bie heutige Sitzun 
it 1 55 Anderen auch Waldeck wegen Krankheit entſchuldigt) werden 

erleſen. 

Vor der Tagesordnung nimmt Abg. Stavenhagen das Wort, um den 
Präſidenten Grabow zu ſeiner Wiedergeneſung zu beglüdwünſchen. Auf 
ſeine Aufforderung erhebt ſich das Haus unter Zeichen lebhafter Zuſtimmung 
— Präſident Grabow ſpricht dem Haufe ſeinen Dank für die ihm während 
ſeiner Krankheit bewieſene große Theilnahme und den ihm ſo eben wieder 
gegebenen Beweis des Vertrauens, und den Vice⸗Präſiventen Behrend und 
v. Bockum⸗Dolffs für die aufopfernde Thätigkeit, welche ſie in ſeiner Ver⸗ 
tretung entwickelt. En 

Auf der Tagesordnung jteht der Bericht der 13. Commiſſion zur Vorbe⸗ 
rathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Abänderung und Ergänzung meh: 
rerer Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. September 1814 über die Ver⸗ 
pflichtung zum Kriegsdienſte. Es werden zwei General» und zwei Special: 
Discuſſionen (über die Verpflichtung zum Dienſt im Landheer und die zum 
Dienſt in der Marine) ſtattfinden. a 

Amendements find noch eingegangen vom Abg. Dr. Virchow: „ven 83 
des Geſetzentwurfs („Stärke und Zuſammenſetzung des Heeres ſoll im Frie⸗ 

en durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden“) hinzuzufügen: „bis zum Erlaß die⸗ 
ſes Geſetzes bleibt die Stärke und Zuſammenſetzung des Heeres der Feſt⸗ 
ſtellung durch den Staatshaushaltsetat vorbehalten.“ 


Vom Abg. v. Vincke (Stargardt) in $ 3 zu tagen: „die Stärke des 
Heeres und der Landwehr und der darunter begriffenen Spezialwaffen fol 
durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden.“ In § 5 zu jagen: „bis zum Erlaß 
des im $ 3 vorgeſchriebenen Geſetzes und des Rekrutirungsgeſetzes darf dieſes 
jabrliche Contingent nicht die Zahl von 63,000 Mann für beide Categorien 
(Freiwillige und Ausgehobene), auch nicht zur Deckung des jährlichen Ab⸗ 
ganges durch Krankheit, frühere Entlaſſung ꝛc. überſteigen.“ In $ 6 (Ber: 
pflichtung zum Dienſt dauert fünf Jahre) in Alinea 2 und 3 ſtatt „fünf“ zu 
ſetzen „ſieben Jahre“. In $ 8 zu jagen: für die aus dem ſtehenden Heere 
entlaſſenen Mannſchaften vom 28. bis 32. Lebensjahre erfolgt der Eintritt 
in das erſte Aufgebot der Landwehr mit dieſer Entlaſſung. Die Verpflich⸗ 
tung zum Dienſt in dieſem erſten Aufgebot dauert 5 Jahre. — Ferner die 
Worte (sc. eine Landwehrordnung regelt) „und die Verpflichtungen derjeni⸗ 
gen Mannſchaften, welche nicht im ſtehenden Heere gedient haben“, zu 
ſtreichen. — Endlich dem Commiſſionsentwurf noch den Schlußſatz der 
Reg.⸗Vorlage (Einberufung der Landwehr außer den Uebungen auf Befehl 
des Königs und bei unerwartetem feindlichen Einfall durch die kommandi⸗ 
renden Generale in den Provinzen) hinzuzufügen. — In 8 9 den zweiten 
Satz „Sie — die Landwehr zweiten Aufgebots — wird aus allen Männern, 
die ſowohl aus dem ſtehenden Heere, als aus der Landwehr des erſten Auf⸗ 
gebot3 heraustreten, ausgewählt“, zu ſtreichen. Endlich ein Amendement 
des Abg. v. Vincke (Strehlen) zu SS 6 u. 7: Die Reſervemannſchaften können 
jährlich zweimal zu höchſtens vierwöchentlichen Uebungen eingezogen werden. 

Dieſe Amendements werden ausreichend unterſtützt. Die folgende Ver⸗ 
looſung der Redner in der Generaldiskuſſion ergiebt folgendes Reſultat: Für 
den Commiſſions⸗Entwurf: die Abg. Stavenhagen, Schwerin, Taddel, Par⸗ 
riſius (Brandenburg), Dr. Gneiſt, Hummel, Tweſten, Rohden, Gringmuth, 
v. Hoverbed, Bleibtreu, Dr. v. Sybel, Raſſow, Kublwein, Plaßmann, Kratz, 
Dr. Reichenſperger (Beckum), v. Mallinckrodt, Harkort, v. Eſebeck, Baſſenge 
(Lauban), v. Seydlitz, Baron v. Vaerſt: gegen den Commiſſions⸗Entwurf: 
die Abg. Lietz, v. Kirchmann, Graf Bethuſy⸗Huc, Meibauer, Dr. Müller 
(Arnswalde), v. Unruh, Schulze (Berlin), Dr. Becker (Dortmund), Duncker, 
v. Sänger, v. Patow, Steinhardt, Michaelis, v. Bonin (Genthin), Dr. Freſe 
(Minden), v. Vincke (Stargardt), Groote, Dr. Löwe (Bochum), v. Gottberg, 
v. d. Leeden und Mellien. : * 

Zunächſt erhält das Wort der Abgeordnete Lietz gegen den Kommiſſions⸗ 
antrag. Soweit er auf der Journaliſtentribüne verſtändlich, ſcheint der Red⸗ 
ner auf den unvermittelbaren Zwieſpalt zwiſchen dem Herrenhauſe und dem 
Abgeordnetenhauſe gerade auch in der Militärfrage, ſowie auf die „Entdeckung 
der Verfaſſungslücke“ ſeitens der Regierung hinzuweiſen und daraus die Un: 
möglichkeit zu folgern, daß die Vertretung des Volkes eine poſitive geſetz⸗ 
geberiſche Thätigkeit im Sinne der Commiſſion ausübe. Deshalb ſei er gegen 
die Amendements derſelben. } RS} 

Abg. Stavenhagen: Seine Abſicht ſei nur, auf einige ihm überraſchend 
erſchienene Stellen der Motive, mit denen die Regierung ihren Geſetzentwurf 
begleitet habe, einzugehen. Er ſei ſtets der Meinung geweſen, daß in einem 
Seraflungsmäßigen, wahrhaft conſtitutionellen Staake der bloße Wille des 
der Wie nicht allein maßgebend ſein könne, daß in einem ſolchen vielmehr 
Act der Dias Herrschers durch beſondere Bedingungen gebunden ſei. Jeder 
Landesverkeeateregierung bedarf zu ſeiner Giltigkeit der Zuſtimmung der 
tretung nicht ing; fie ſei nicht berechtigt, Ausgaben, die von der Landesver⸗ 
noch ſo ſehr n oder gar verworfen ſeien, zu machen. Sei ſie auch 

: „der BVortrefflichteit ihrer Maßregeln, von der Nothwendigkeit 

der von ihr projectirten Ausgaben über i in keiner W 
ein - { zeugt, fo ſei ſie doch in keiner Weiſe 
berechtigt, einfeitig bre Meinung durchzuſetzen. Das Land habe vielmehr ein 
Recht, in jedem Falle zu verlangen, daß die Regierung es nicht wider ſeinen 
Willen und den Willen feiner Nertieter glüdlich mache. Die Regierung habe 
die Reorganiſation ohne Bewilligung der Landesvertretung, ohne Genehmi⸗ 
gung der Mebrtoften durchgefübrk. Die Regierung ſage in den Motiven aus⸗ 
rücklich, da wir von der Nothwendigkeit und Vortrefflichkeit der Reorgani⸗ 
fation überzeugt find, ſo müßt Ihr zustimmen, Ihr mögt wollen oder nicht. 
Die Neregenfatton ſei nun durchgeführt ohne Zuſtimmung des Hauſes. 
Dennoch ſuche die Regierung in den Motiven nachzuweiſen, daß alles correct 
— ſei; ſie wundere ſich ſogar über den ihr gemachten Vorwurf der 
erfaſſungswidrigteit, den fie ſich nur dadurch erkläre, „daß durch die Verän⸗ 
derung der Perſonen und der Parteiſtellung auch eine von der der früheren 
Majorität verſchiedene Auffaſſung über die Reorganiſation eingetreten ſei.“ 
Das heißt alſo mit anderen Worten ſoviel: Die frühere Maſorität würde 
K. e Alles gut geheißen haben, was von der Regierung gethan worden 
ei. Dieſer Behauptung müſſe er aber in ſeinem und ſeiner Geſinnungsge⸗ 
noſſen Namen auf das Beſtimmteſte widerſprechen und erklären: Die Anſichten 
dieſes Hauſes über die Reorganiſation hätten ſich durchaus nicht geändert, — 
Im Jahre 1860 habe das Haus formelle Beſchlüſſe über die Reorganisation 
gar nicht gefaßt. Dagegen habe die damalige Militärcommiſſion in ihrem 


. 


Inſertionsgebühr für den Raum einer 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Bericht den Geſetzentwurf der Regierung einer eingehenden Kritik unterzogen, 
und aus den Motiven der Regierung ſelbſt gehe unzweideutig das Zugeſtänd⸗ 
niß hervor, daß ſie nur in der begründeten Befürchtung, ihr Geſetzentwurf 
würde im Plenum verworfen werden, denſelben damals zurückgezogen hade. 
Der Kriegsminiſter möge nun doch aus den Commiſſionsberichten, aus den 
Verhandlungen des Hauſes auch nur den entfernteſten Nachweis führen, daß 
die Auffaſſung der Majorität im Jahre 1861 eine andere geworden. 
Allerdings ſei im Jahre 1860 ein extraordinärer Credit, im Jahre 1861 
ein Extraordinarium bewilligt worden. Er und ſeine Freunde hätten aber 
gerade durch dieſe Art der Bewilligung einen formellen Proteſt gegen die 
Aufrechthaltung der Reorganiſation ausdrücken wollen, und ſei auch allge⸗ 
mein verſtanden worden. (Hört! Hört!) 5 

Man habe unter dieſer Form bewilligt, weil man nicht geradezu mit dem 
damaligen liberalen Miniſterium habe brechen wollen, und er könne die be⸗ 
ſtimmte Verſicherung abgeben, daß von der damaligen Majorität Niemand 
Willens geweſen ſei, die Reorganiſation, ſo zu ſagen, mit Haut und Haaren 
anzuerkennen. (Wiederholte Zurufe: Hört! Hört!) g 5 

Zu einem Compromiß aber babe ſich das Haus noch im vorigen Jahre 
geneigt gezeigt und ſeine Bereitwilligkeit dazu namentlich bei jener bekann⸗ 
ten Epiſode deutlich an den Tag gelegt, die in Folge einer Aeußerung des 
Kriegsminiſters eine augenblickliche Vertagung herbeigeführt. { 

Er und feine Freunde hätten ſich damals noch bemüht, ein neues Terrain 
der Annäherung für die Regierung zu gewinnen. Ale Bemühungen ſeien 
aber vergeblich abgeglitten an dem ſtählernen „Non possumus“ der Regie⸗ 
rung. Mit aller Schärfe habe ſie den Standpunkt von 1860 aufrecht er⸗ 
halten, und ihr jetziger Geſetzentwurf enthalte keinerlei Conceſſionen, höchſtens 
in unweſentlichen Nebenpunkten. Seine Ueberzeugung, die er im Jahre 
1860 gehabt, ſei niemals erſchüttert geweſen; mit Widerſtreben allerdings 
habe er indeß von derſelben zurücktreten wollen, wenn ſeitens der Regie⸗ 
rung auf irgend ein Entgegenkommen zu rechnen ſei. 

Ihrem gegenwärtigen Verhalten gegenüber müſſe er aber leider beken⸗ 
nen: Von Friede könne jetzt nicht mehr die Rede ſein, die Alternative ſei: 
Unterwerfung oder fortgeſetzter Kampf. > 

Indem er nun zu dem Commiſſionsentwurf übergehe, bemerke er ſchließ⸗ 


9 lich, die Majorität des Hauſes habe allerdings anerkannt: eine höhere Re⸗ 


krutirung und Vermehrung der Anzahl der Cadres, dagegen habe ſie aber 
auch verlangt: zweijährige Dienſtzeit, Aufrechterhaltung der Landwehr, ein 
Rekrutirungsgeſetz und eine derartige Ermäßigung der Koſten, daß das 
Land ſie zu ertragen im Stande ſei und nicht andere Zweige des Staatsle⸗ 
bens darunter zu leiden brauchten. 5 5 

So lange daher die Anträge der Commiſſion, in denen ſie dieſe Forde⸗ 
rungen ausgeſprochen, nicht verworfen und weitergehende Anträge angenom⸗ 
men ſeien, müſſe er die Behauptung der Motive, daß die 0 end der 
Majorität des Hauſes unter dem Einfluß der Veränderung der Perſonen 
und der Parteiſtellung eine andere geworden ſei, für unbegründet erklären. 
Noch einmal glaube er dem Kriegsmni ſter zurufen zu müſſen: „Diseite 
justitiam moniti.“ „Recht muß doch Recht bleiben.“ 

Abg. v. Kirchmann: Ich muß es zuvörderſt aussprechen, daß die An: 
ſicht, welche ich mit meinen Freunden in der liberalen Partei vertrete, und 
welche ich hier zu vertheidigen habe, nicht den Zwieſpalt der liberalen Partei 
zeigt, ſondern im Gegentheil darthut, daß wir in vielen und hauptſächlichen 
Punkten einig ſind. Wenn die Commiſſion ſich einfach darauf beſchränkt 
hätte, den Regierungsentwurf einfach abzulehnen, ſo wäre unſere differirende 
Anſicht gar nicht hervorgetreten. Sie hat ſich aber darauf eingelaſſen, ihrer⸗ 
ſeits neue Vorſchläge zu machen. Die Aufgabe, die ſie ſich aber damit ge⸗ 
ſtellt hat, halte ich nicht für ausführbar ohne das aufrichtige Einverſtändniß 
mit der Regierung. Daß dieſe Anſicht im Hauſe vertreten wird, iſt bereits 
in die Oeffentlichkeit gedrungen, und es kann der Eintracht der liberalen 
Partei keinen Eintrag thun, wenn dieſelbe auch hier offen ausgeſprochen 
wird. Eine ſtarke 1 5 5 kann über Meinungsverſchiedenheiten in ihrem 
Schooß wohl einen Schleier werfen, eine Partei aber muß die in ihr herr⸗ 
ſchenden Differenzen offen darlegen: dies gereicht nicht zu ihrer Schwächung, 
ſondern zur Klärung und g ößeren Einigung. Indem ich mich nun zur 
Sache wende, erinnere ich an die Grundſätze, welche dieſes Haus bisher ver⸗ 
folgt hat, erſtens, der gegenwärtigen Regierung keinen Mann und keinen 
Thaler mehr zu bewilligen, als die poſitiven Geſetze des Landes erfordern. 
Dieſer Grundſatz, von dem wir im vorigen und dieſem Jahre in unſeren 
Beſchlüſſen ausgegangen ſind, iſt in der Commiſſionsvorlage verletzt worden. 
Denn nach ihr würde eine Vermehrung der Offiziere ſtattfinden, die Reſerven 
würden um mehrere Tauſend Mann gegen den früheren Stand vermehrt 
werden, und aus den Beilagen des Berichts ergiebt ſich, daß die Annahme 
der Commiſſions⸗Vorſchläge Mehrkoſten herbeiführen würde, welche die 
Hälfte der Reorganiſationskoſten erreichen. 

Der zweite von uns aufgeſtellte Grundſatz war, mit der gegenwärtigen 
Staatsregierung kein organiſches Geſetz zu vereinbaren. Wir haben uns dem⸗ 
gemäß auch aller dahin gehenden Anträge enthalten. Weshalb hat nun die 
Commiſſion in Verletzung dieſes Grundſatzes dieſe pofitiven Vorſchläge zur 
Annahme empfohlen? Wir hören, damit der Friede mit der Reorganiſation 
hergeſtellt würde. Angenommen auch, dieſer Zweck würde erreicht, ſo würde 
dem damit Lande doch, meiner Anſicht nach, nicht gedient fein, namentlich nicht mit 
der Erhöhung des Militärbudgets. Das Land wird auch ferner Geduld haben, 
es wird abwarten wollen, ob von der ek nicht mehr zu erlangen iſt, 
als durch die gegenwärtige Vorlage. Wenn das Haus aber gleichwohl zu einer 
Regelung der Militärfrage ſchritte, jo dürfte man ſich nicht anklammern an 
den Zuſtand des Jahres 1859, bei einem Geſetz, was eine lange Zukunft haben 
ſoll. Man müßte ſich dann an die Vorſchriften unſerer gegenwärtigen Civi⸗ 
liſation halten, die eine Kräftigung der Landwehr und Reſerven, eine Ermä⸗ 
ßigung der ſtehenden Fußheere erfordert. Die Commiſſion aber räumt ſelbſt 
eine Steigerung der Cadreszahl ein und es iſt klar, daß durch eine Verminde⸗ 
rung der Bataillonsſtärke eine weitere Vermehrung der Cadres und die Mög⸗ 
lichkeit herbeigeführt werden würde, die ſämmtlichen durch die Reorganiſation 
neu geſchaffenen Offizierſtellen würden beibehalten werden konnen. 
Wende ich mich nun zu den Gründen, mit denen die Commiſſion ihre Vor: 
ſchläge und das Abgeben von dem alten geſetzlichen Juſtande zu rechtfertigen 
ſucht, ſo hören wir zuerſt das Geſetz vom 14. Mai 1814 als unzureichend 
bezeichnen und eine Erhöhung der Garantien für die Machtſtellung Preußens 
als erforderlich. Meines Erachtens ſind aber die Grundlagen jenes Geſetzes 
die beſten, den beſonderen Verhältniſſen Preußens und den Anforderungen 
der Civilifation angemeſſenſten und werth, daß wir an ihnen feſthalten. 
Man vertheidigt dann weiter die Vermehrung der Armee mit der Vermehrung 
der ſtehenden Heere in Europa überhaupt. Dies ift auch ein Grund der Reg., 
den ich wegen der ſich daraus ergebenden Conſequenzen zu acceptiren für ſehr 
bedenklich halte. Für Preußen muß das Reſerveſyſtem die Uebermacht der 
auswärtigen ſtehenden Heere aufwiegen. Man 100 die Landwehr müſſe er⸗ 
weitert werden. Dies konne aber nicht auf dem Bege geſchehen, daß ſie in 
einen immer engeren tattijchen Verband mit der Linie gezogen werde. 

Man weiſt auf das Störende der Mobilmachungen und rechtfertigt eine 
Verſtarkung des Berufsheeres durch die Nothwendigkeit politiſcher Demon⸗ 
ſtrationen. Ich glaube aber, daß es gut iſt, der Regierung ein Hinderniß 
in ſolchen militäriſch⸗politiſchen Demonstrationen in den Weg zu legen. Nur 
Preußen hat ſich hinreißen laſſen, einen diplomatiſchen Druck durch unzei⸗ 
tige Mobilmachungen ausüben zu wollen. Man ſagt, die Landwehr müfje 
verſtärkt werden von der Linie aus. Dazu aber bedarf es einer jährlichen 
Aushebung von 60,000 Mann nicht, eine Aushebung von 43,000 Mann 
reicht dazu aus. Man macht dann wieder geltend, die Reſolution ſei ſchon 
1860 und 61 angewendet worden und fruchtlos geblieben. Die Amendirung 
allein biete pojitive Grundlagen für ein Geſetz. Aber, ich muß geſtehen, 
ich verſtehe dieſe Gründe nicht. Die Reſolutionen von 1860 und 61 ſind 
doch nicht deshalb wirkungslos geblieben, weil ſie nur Refolutioneu waren, 
ſondern nur deshalb, weil man in einer Minute Ja! und Nein! ſagte, weil 
man keine Reorganiſation zulaſſen wollte und doch dafür eine Geldbewilli⸗ 
gung eintreten ließ. Man ſchreibt der Amendirung die größere Macht zu: 
aber, wenn die Regierung nicht guten Willen, auf dieſelbe einzugehen, im 

elfen doch alle Amendements nichts. Man glaubt, durch die Amendirun 
eine Regierungsfähigkeit dokumentiren zu müſſen, zeigen zu müſſen, da 
man auch auf fo ſchwierigen Gebieten im Stande iſt, Geſetze ſelbſiſtandig 
u Stande zu bringen. Ich meine aber, daß es damit, die Regierungs⸗ 
fähigkeit zu erproben, noch keine Eile bat, und daß man ohne Einverſtänd⸗ 
niß mit der Regierung ein ſolches Geſetz doch nicht feſtzuſtellen vermag. 


Unftalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 8. Mai 1863. 


Man erblickt endlich in der Amendirung eine geeigtete Unterlage für den 
Fall eines Syſtemswechſels: ich aber meine, daß, wenn ein ſolcher Wechſel 
wirklich eintreten ſollte, man mit dieſer Grundlage doch nicht zufrieden fein 
wird. Dazu kommt aber, daß die Arbeit der Commiſſion nur Stückwerk 
iſt. Weshalb hat man nicht die Cadrezahl, die Rekrutirung geregelt? Man ſagt, 
dies gehöre in das Organiſations⸗ und Rekrutirungsgeſetz. Ich glaube aber, 
daß die Trennung derſelben von dem vorliegenden unausführbar und geradezu 
gefährlich iſt. Solche Geſetze ſind wir nicht für uns allein zu Stande zu 
bringen geeignet, nur ein Haus im Verein mit der Regierung iſt fähig, 
dieſe Aufgabe zu löſen. Es iſt im Widerſpruch, ein Geſetz zur Annahme 
zu empfehlen und am Schluß die Verſicherung auszusprechen, daß die Res 
gierung nicht beiſtimmen werde und daß dieſe Regierung das Geſetz nicht 
durchführen könne. PR 

Wie wird aber endlich das Land e3. auffallen, wenn man die wichtigſten 
Fragen zu löſen vorbehält, was wird es zu der Erhöhung des Budgets ſa⸗ 
Er Es wird uns dann nicht mehr mit der Wucht zur Seite ſtehen, wie 
bisher. Die Zufriedenheit über die geſetzliche Regelung wird zurücktreten 
bei den Millionen Mebrausgaben und dem vermehrten Stand des Friedens⸗ 
Heeres. Das Land wird aus der Reſolution beſſer verſtehen, was das 
Haus will, als aus den Amendements. Endlich aber erſcheint es mir auch 
als unpolitiſch im Intereſſe dieſes Hauſes und des Landes, der Regierung 
den halben Frieden anzubieten, gegen die Conceſſion der zweijährigen 
Dienſtzeit. Die „Epiſode“ des vorigen 4 die und der merkwürdige Artikel 
der officibſen Zeitung haben gezeigt, daß die Regierung ſelbſt die dreijäh⸗ 
rige Dienſtzeit nicht für weſentlich anſieht. Dies mahnt uns daran, mit 
unſeren Vorſchlägen und Zugeſtändniſſen vorſichtiger zu ſein. Vereinigen 
wir uns daher in dem einfachen Ausspruch, daß wir das Geſetz nicht anneh⸗ 
men können, in der Erklärung, daß wir die Verbeſſerungsfähigkeit des Ge⸗ 
ſetzes vom Jabre 1814 anerkennen, aber auch anerkennen, daß die gegen:: 
wärtige Regierung zu dieſer Verbeſſerung unfähig iſt und wir deshalb bis 
zum Fall des gegenwärtigen Syſtems feſthalten wollen an dem bisherigen 
geſetzlichen Zuſtand. (Bravo links.) 4 > 

Miniſter v. Mahler iſt inzwiſchen eingetreten. — Abg. Taddel 
Aus dem Munde Seiner Majeſtät habe man den Ausſpruch vernommen 
„das preußiſche Heer iſt das Volk in Waffen“. Der Herr Kriegsminiſter 
babe dem Abg. für Bielefeld in der Sitzung vom 27. Mai 1861 auf deſſen 
Bedenken wegen des Fortbeſtandes der Reorganiſation entgegnet: „Unſer 
Heer iſt ein Volksheer und kein Soldatenheer; ich ſage ein Volksheer, weil 
es aus dem Volke hervorgegangen und aus den achtbarſten Elementen des 
Volkes hervorgebildet iſt.“ Dagegen habe der Herr Kriegsminiſter in der 
Sitzung vom 11. Februar v. J. auf ein gleiches Bedenken deſſelben Abge⸗ 
ordneten erwidert: „Der Herr Abgeordnete will ein tüchtiges Heer haben, 
aber kein Soldatenheer. Ja, meine Herren, da ſtehen wir wieder vor einem 
principiellen Gegenſatze, da ſtehen wir wieder vor der bekannten Kluft. Ich 
muß ſagen, daß ein Soldatenheer durchaus nothwendig iſt, und zwar um 
deshalb, weil es ſchneidet für die Fälle, wo der Staat des Meſſers bedarf.“ 
Dieſer principielle Gegenſatz ſei aber in keiner Weiſe gerechtfertigt, denn 
man wiſſe aus Erfahrung, daß auch ein Volksheer, wenn es gut 3 
werde, ein ſcharfes Meſſer ſei, freilich kein zweiſchneidiges. Die Vorlage der 
Staatsregierung habe verſucht, das Volksheer in ein Soldatenbeer in dem Maße 
umzuwandeln, daß im Frieden ſchon eine mobile Feldarmee beſtehen ſoll und 
babe damit zur Abſicht, die in den höͤchſten Regionen herrſchende Anſicht, 
daß Preußen nur ſo ſeine Bedeutung und ſein Anſehen als Großmacht 
aufrecht erhalten könne, zu verwirklichen. Die Staatsregierung laſſe aber 
wichtige Thatſachen außer Acht. Derſelben ſei der 1860 nachgeſuchte Credit 
ausdrücklich nur als ein einſtweiliger und auch nur auf. die Zeit bis zum 
1. Juli 1861, und eben ſo ſeien ihr für das letzte Semeſter 1861 3,611,410 
Thaler nur als Extraordinarium bewilligt worden. Die Staatsregierung 
ignorire, daß bei Bewilligung der 9 Millionen von dem Abgeordnetenhauſe 
durch mehrere Mitglieder, er nenne Reichenſperger und v. Roſenberg⸗Lipinski, 
ausdrücklich Verwahrung dagegen eingelegt worden ſei, daß das Haus da⸗ 
durch nicht die Verpflichtung übernehme, auch in Zukunft die Mittel zu der 
eingeleiteten Heeres Organiſation zu bewilligen, da es nicht zuläſſig fein 
könne, dem Lande auf die Dauer ſolche Laſten aufzuerlegen, und aus Be⸗ 
a vor einem Kriege die Segnungen des Friedens im Voraus zu con⸗ 
umiren. 

Die Staatsregierung ignorire ferner, daß das Haus in der Sitzung vom 
21. Mai 1861 die Bewilligung fernerer außerordentlicher Aufwendungen für 
die Reorganiſation des Heeres von der Vereinbarung über das Geſetz vom 
3. Septbr 1814 abbängig gemacht habe. Das Haus fei deshalb durch die 
Gewährung der außerordentlichen Mittel für die Kriegsbereitſchaft keines⸗ 
wegs zu weiteren derartigen Bewilligungen bindend engagirt, und habe ſo⸗ 
mit bei der Berathung des vorliegenden Geſetzentwurfs völlig freie Hand. 
— Der Entwurf ſei weder in ſeinen Grundideen, noch in ſeinen Einzeln⸗ 
heiten gerechtfertigt. Er habe dieſe Einzelnheiten kurz zuſammengefaßt, be⸗ 
ſchränke ſich jedoch darauf, die Nachtheile der beabſichtigten Einrichtungen 
darzulegen, welche am tiefiten in die bürgerlichen Verhältniſſe, in die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit und den Erwerb der Wehrpflichtigen, ſowie in die Finanzen des 
Landes eingriffen. Die zum Dienſte eingezogenen Mannſchaften würden 
nach Ablauf der 3jährigen Dienſtzeit noch 8 Jahre hindurch der unbeſchränk⸗ 
ten Dispoſition der Militärbehörde und der militäriihen Disciplin unter: 
worfen ſein. Die Reſerven ſollten zwar nach zurückgelegten 3jährigen Dien⸗ 
ſten in die Heimath entlaſſen werden, jedoch nur in ſo weit nicht die jähr⸗ 
lichen Uebungen, etwa nothwendige Verſtärkungen oder Mobilmachungen des 
Heeres die Einberufung derſelben nothwendig machen. — Der Herr Mini⸗ 
ſter⸗Präſident halte die Zuſtimmung des Hauſes zur Führung eines Krieges 
nicht für nöthig, meſſe vielmehr der Staatsregierung die Macht bei, nach 
ihrem Gutbefinden über Gut und Blut des Volkes zu disponiren. Abgeſehen 
hiervon, würde die Beſtimmung der Koſten für die Unterhaltung des Heeres 
nicht mehr vom Abgeordnetenhauſe, ſondern vom Belieben der Staatsregie⸗ 
rung abhängen, und die Feſtſetzung des Etats durch das Haus würde zu 
einer leeren Formalität. Die Commiſſion ſei darüber getheilter Anſicht ge⸗ 
weſen, ob der Geſetzentwurf einfach abzulehnen, oder der Verſuch zu machen 
ſei, denſelben in ein annehmbares Geſetz umzuwandeln. Die Mehrbeit der 
Commiſſion habe ſich entſchloſſen, auf die Vorlage einzugehen, weil die Com⸗ 
miſſion dem Haufe nicht habe vorgreifen können, wenn auch die Verwerf⸗ 
lichkeit der Vorlage unbedenklich ſei. Die Commiſſion habe deshalb ein voll⸗ 
ſtändiges Geſetz über die Heeresorganiſation ausgearbeitet und dem Hauſe 
vorgelegt. Die Commiſſion habe jedoch, da die Vorlage keinen Anhalt dazu 
bot, alle im Intereſſe des Landes und des Heeres nothwendigen Reformen 
in ihren Gejegentwurf aufgenommen, in einer Reſolution die dringendſten 
aufgeſtellt, damit ein künftiges Miniſterium darüber nicht in Zweifel ſei, 
welche Anforderungen die Landesvertretung an die Wehrverfaſſung mache. 
Als Mitglied der Commiſſion balte er ſich verpflichtet, den Vorſchlägen ders 
ſelben beizutreten. Möge der Beſchluß des Hauſes, jo ſchließt der Redner, 
ausfallen, wie er wolle, ſo laſſen Sie uns denſelben einſtimmig oder mit 
überwiegender Majorität faſſen. Unſere Stärke beruht in unſerer Einigkeit. 
Concordia res ereseunt. (Bravo.) 

Während dieſer Rede ift ein ausreichend unterſtütztes Amendement des 
Abg. Dr. e eingegangen: dem $ 3 des Commiſſions⸗Entwurfs fols 
genden Zuſatz zu geben: „Bis zum Erlaß dieſes (Organifationg.) Geſetzes 
darf der Friedensbeſtand des Heeres die Kopfaabl, welcher der Beroilligun 
des Staatshaushalts⸗Etats vom Jahre 1860 zu Grunde liegt, nämli 
153,487 Mann, nicht überſchreiten“, und ſodann den Schlußſatz des § 5 
(jährliche Aushebung von 60,000 Mann) zu ſtreichen. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc (auf der Tribüne ſchwer verſtändlich): Er 
halte den Entwurf der Commiſſion für unannehmbar und würde ſich für den 
Regierungs⸗Entwurf eniſcheiden, falls derſelbe zur Abſtimmung käme. Der 
Commiſſions⸗Entwurf erhalte durch die ihm beigefügten Reſolutionen eine 
fo eigenthümliche Beleuchtung, daß er jede Conceſſion der Regierung an dem⸗ 
jelben für einen Fehler halten würde. Der Entwurf entbalke einen Angriff 
auf Preußen als köni lichen, als Verfaſſungs⸗, als Intelligenz⸗ und als 
Militärſtaat. — Es verſtoße gegen die Grundſätze des königlichen Staates 
unter Nichtbeachtung des königlichen Rechtes, ſeine Diener zu wählen, die 
Reſolution zu faſſen, daß mit dem gegenwärtigen Mmiſterium die ſchwebende 
Frage nicht zu erledigen ſei. Es verfioße gegen dieſe Grundfäge, ein Orga⸗ 
niſationsgeſetz zu verlangen, da die Organiſation des Heeres dem Könige 
kraft ſeines Oberbefebls gebühre, und die Krone dieſes Recht ohne Aequi⸗ 
valent nicht aufgeben könne. Der dritte Angriff auf die Prärogative der 


Ktone liege in dem Verlangen nach einem Rekrutirungsgeſetze und der Be: 
ſtimmung limitirter Aushebung, da dem Könige das Recht zuftebe, nach ſei⸗ 
nem Ermeſſen Theile der waffenfähigen Mannſchaft auszuheben. (Der Red⸗ 
ner ſchiebt hier eine längere Ausführung über den entſtandenen Verfaſſungs⸗ 
Conflict ein, welche durch die in der Verſammlung geführten Privatgeſpräche 
völlig übertönt wird.) An Betreff eines vierten Punktes, in welchem der 
Entwurf die Rechte der Krone antaſten ſoll, iſt auf der Tribüne verſtändlich, 
daß der Redner die Perſon des Königs in die Debatte zieht. — Auf den 
Verfaſſungsſtaat mache der Entwurf Angriffe, indem er verfaſſungmäßige 
Rechte der Krone auf den Landtag übertrage, und indem er durch Beſchrän⸗ 
kung der Aushebung die Gleichheit vor dem Geſetze aufbebe. 

Einen Angriff auf den Intelligenzſtaat enthielten die Reſolutionen, welche 
den Unteroffizieren ohne Prüfung das Auſſteigen in Offiziersſtellen geſtatten 
wollen. — Die Commiſſion greife endlich Preußen als Militärſtaat an, in⸗ 
35 dem ſie einen künftigen Gegenſatz zwiſchen einem ſolchen und einem Ver⸗ 
1 faſſungsſtaat aufſtelle, während zumal unter den gegenwärtigen Verhältniſ⸗ 

NK ſen beide gar nicht von einander zu trennen ſeien. Die Sicherheit des 
Staates bedürfe ein ſtarkes ſtehendes Heer. Daß die Landwehr in den Ta⸗ 
- gen der Begeiſterung Großes geleiſtet, ſei wahr, aber er müſſe an das 


1 Dichterwort erinnern: „Begeiſterung iſt keine Heringswaare, — die ſich 
J 5 aufſpeichern läßt auf viele Jahre.“ Redner erklärt ſich ſodann gegen das 
. Inſtitut der Landwehr⸗Rekruten als völlig unpraktiſch, gegen die Abſchaffung 
008 der Ehrengerichte. Mit der Beſchränkung der Präſenzzeit auf 


3 wei Jahre 
An könne er ſich dagegen unter Umſtänden einverſtanden erklären. Die Deal 
rung ſelbſt führe die dreijährige Dienftzeit nicht ſtreng durch; fie babe ſogar 
4 die Erklärung abgegeben, daß fie gegen gewiſſe Compenſationen auf die 
17 zweijährige Dienſtzeit eingehen könne. Auf der andern Seite würden alle 

fi Sachverſtändigen, auch aus der Majorität des Hauſes, darin einverſtanden 
ein, daß man nicht pure und ohne alle Vorbereitungen die zweijährige 
Dienſtzeit ſofort einführen konne. In dieſer Beziehung habe die Commiſſion 
Ber; der Regierung keine Veranlaſſung 1 entgegenkommendem Verhalten gege⸗ 
ben. Wenn auch ohne Aus ſicht auf Erfolg, bitte er um Verwerfung des 
ö b Commiſſionsentwurfs und Annahme der Regierungsvorlage. (Schwaches 

8 Bravo rechts). 

Der Abg. Parriſius (Brandenburg) für die Commiſſion. — Ich will 
1 die politiſche Seite der Frage nur hervorheben. Nachdem der Geſetzent⸗ 
Al wurf der Regierung in der Commiſſion vollſtändig gerichtet worden ift, 
N hätte man erwarten dürfen, daß das Miniſterium jetzt, beim Beginn der 
Verhandlungen in dieſem Hauſe, den Geſichtspunkt bezeichnete, welchen die 
5 Regierung dem Entwurfe der Commiſſion gegenüber einnehme. (Sehr wahr!) 
. Es würde ſich eine ganz andere Discuſſion haben daran knüpfen laſſen. Es 
iſt nun vor Allem grundfalſch, wenn man von einer Schattirung der Anſichten 
den Schluß ziehen will, daß ein Zerwürfniß unter den liberalen Fractionen 
ſtattfinde. Was wäre es für eine willenloſe Hingebung an die Anſichten 
eines Anderen, wenn nicht bei dieſer wichtigen, vielſeitigen Frage auch in 
dieſem Hauſe verſchiedene Auffaſſungen zur Sprache kämen. (Sehr wahr!) 
1 Der Bericht der Commiſſion iſt fo vortrefflich, daß wir dem Lande ge⸗ 
165 genüber keines Wortes hier mehr bedürften, gelangte die volle Kenntniß 
8 davon zu jedem Wähler im Lande. Meine Betrahtung kann ich anknüpfen 
15 an die im Berichte erwähnte zweite Reſolution, welche es ausſpricht, daß 
N ein Miniſterium, welches das Budgetrecht dieſes Hauſes verletzte, unfähig 
ſei, den inneren Frieden im Lande wieder herzuſtellen. Es iſt die Frage 
aufgeworfen worden: iſt es überhaupt zeitgemäß jetzt, mit dieſem Minis 
ſterium, auf die Durchberathung eines Geſetzentwurfes, wie ihn die Com⸗ 
miſſion vorlegt, ſich einzulaſſen? oder iſt es vorzuziehen, die Regierungsvor⸗ 
lage gänzlich zu verwerfen und nichts an deren Stelle zu ſetzen? Die Be⸗ 
jahung der zweiten Frage geht davon aus, daß noch nicht der Zeitpunkt 
vorhanden, in welchem das Haus eine fruchtbare geſetzgeberiſche Thätigkeit 
wieder entfalten könne. Man hat dieſen Standpunkt jedoch dahin gewiſſer⸗ 
maßen „qualificirt“, daß mit dem betreffenden Beſchluſſe eine Reihe von 
Reſolutionen erlaſſen werden ſoll. Das Bedenken aber gegen vie Form der 
Amendements der Commiſſion ſoll ſein, daß letztere mehr verbindlich ſeien, 
als bloße Reſolutionen, für die künftige Geſetzgebung. Aber dieſes Mehr 
oder Weniger ſolcher Bindung iſt für mich nicht ſo entſcheidend, um es zu 
8 A daft überhaupt das auszuſprechen in einem Beſchluſſe, was ich für 
I: gut halte. 
5 Ich kenne übrigens kein parlamentariſches Präcedens, daß man einem 
förmlichen Geſetzentwurfe der Regierung 1 babe. fih in bloßen Reſolu⸗ 


. tionen, ſtatt in Amendements, ausgeſprochen habe. Dieſe Differenz iſt ühri⸗ 
- gens von keinem politiſchen Belang. Es liegt uns jetzt im Weſentlichen 
ob, vor dem Lande zu conſtatiren: Das iſt die Anſicht der Vertreter des 
Volkes, weſche nun Jahre lang das Land aufs Tieſſte bewegt. Natürlich 
ſpitzt ſich dies zu einer Oppoſition gegen die Regierung zu. Dies geſchieht 
aber in bei weitem ſchärferer Weiſe durch den vollſtändigen, präciſen Gegen⸗ 
geſetzentwurf gegen das Geſetz der Regierung. Hier kann Jedermann deut⸗ 
lich erkennen, worin der Gegenſatz zu dieſem Miniſterium beſteht, viel beſſer, 
als dies möglich bei dem bloßen Hinweis auf den Unterſchied von 211,000 
und 155,000 Mann unter den Fahnen oder von zwei⸗ oder dreijähriger 
Dienſtzeit. Stimmen Sie, meine Herren! mit großer Majorität dem Com⸗ 
miſſtons⸗Entwurfe bei. (Beifall.) f 
Abg. Meibauer: Nachdem die Aufforderung des Vorredners an die 
Staatsregierung mit einem beredten Schweigen beantwortet worden, ſei es 
wohl unzweifelhaft, daß die Regierung an den Erklärungen ſtrikte feſthalte, 
die von ihren Commiſſarien in der Commiſſion abgegeben worden. — Die 
egenwärtige Frage ſei jetzt nur eine hervorragend politiſche: die volkswirth⸗ 
- ſchaftlichen, finanziellen und die techniſch⸗militäriſchen Bedenken, die noch im 
2 vorigen Sommer geltend gemacht worden, ſeien gegenwärtig faſt ausſchließ. 
a lich den politiſchen gewichen. Nachdem das Haus in feierlichſter Form das 
Miniſterium der Verfaſſungsverletzung ſchuldig erkannt hat, verlange die 
Regierung in ihrem Geſetzentwurfe die einfache Sanction des Unrechts, wel⸗ 
ches dieſe Verletzung hervorgerufen, und die Verſtärkung der Mittel, welche 
ihre Verwendung nicht im wahren Intereſſe des Vaterlandes, ſondern vor⸗ 
ausſichtlich im Dienſte einer verfaſſungsfeindlichen Partei, vielleicht gar zur 
* direkten Vernichtung des verfaſſungsmäßigen Landesrechts finden würden. 
De Der Geſetzentwurf der Regierung charakteriſire ſich in Inhalt und Form 
1 als eine Verhöhnung der Landesvertretung, nicht als ein Eingehen auf die 
8 ſeit Jahren laut gewordenen Wünſche des Landes. Dem gegenüber trete 
„ an das Haus die Forderung heran, die politiſche Situation vor allen Din⸗ 
; gen ſtreng ins Auge zu faſſen, die Ehre und Würde und das Anſehen die⸗ 
es Hauſes und damit des Landes zur berechtigten Geltung zu bringen, 
Demnach aber ſcheine ihm die einfache Verwerfung der Regierungsvorlage 
dringend geboten, nicht aber ihre Verbeſſerung. Man habe darauf hinge⸗ 
wieſen, daß der Regierung eine ſolche Ablehnung wünſchenswerther ſein 
würde; dafür habe er indeß nirgends einen Anhalt gefunden; für die An⸗ 
nahme der Commiſſions⸗Vorſchläge dagegen habe ſich bekanntlich die offiziöſe 
Zeitung ausgeſprochen. Es ſei auch ganz natürlich, daß die Regierung es 
lieber ſähe, daß man ihren Entwurf für verbeſſerungsfähig als für gänzlich 
unbrauchbar anſehe. — Ferner habe man darauf hingewieſen, daß das Haus 
ſelbſt ein Geſetz ſtets verlangt habe und man daher den Geſetzentwurf der 
Regierung nicht einfach ablehnen dürfe; Niemand aber habe einen ſolchen 
Geſetzentwurf, der nach Form und Inhalt unausführbar, verlangt. Von 
einem Organiſationsgeſetze, welches man verlangt habe, ſei in dem Entwurfe 
gar nicht die Rede. ; ; 
Wenn die Beſchlüſſe, die das Haus im vorigen Jahre über die Beſchränkung 
x der Militärgerichtsbarkeit, Aufhebung der Kadettenhäuſer gefaßt, nicht blos für 
2 gute Wünſche einer ferneren Zukunft, ſondern für unerläßliche Bedürfniſſe der Gegen: 
5 wart zu erachten feien, fo ſei es doch ſchwer verſtändlich, wie man über dieſel⸗ 
ben jetzt in dem Comm. ⸗Entwurf zur Tages⸗Ordnung übergehen und ſie nur 
in einer Reſolution als gute Zukunftswünſche dem ammendirten Geſetze nach⸗ 
ſchicken könne. Man könne allerdings ſagen, dieſe Dinge paßten nicht in den 
Rahmen des vorgelegten Geſetzes; wie man aber bereits den Rahmen hinſicht⸗ 
lich der verſtärkten Aushebung erweitert, ſo erweitere man ihn noch mehr. 
Wolle man aber nicht ein vollſtändiges Organiſationsgeſetz ausarbeiten, nun, 
dann warte man die Recitative einer Reg. ab, die ſich in Uebereinſtimmung mit 
der Landesvertretung befände. Die Comm. habe dagegen etwas halbes gethan. 
Sie greife in das Organiſationsgeſetz hinein, wenn fie die Zahl der auszuheben⸗ 
den Mannſchaften in den Entwurf hineinbringe, die übrigen Fragen aber in eine 
angehängte Reſulution verweiſe. Dies ſei aber den früheren Beſchlüſſen gegen: 
über nicht conſeguent; dieſe würden durch ein ſolches Verfahren nicht gewahrt; 
denn thatſächlich würde doch immer das in die Ammendements Aufgenommene 
als unerläßlich, der Inhalt der Reſolution dagegen als das Unweſentlichere er: 
ſcheinen, möge auch die Abſicht der Comm. eine andere geweſen ſein. Man 
habe ferner geltend gemacht, das Haus müſſe ſich poſitiv ausſprechen und zwar 
in der Form eines Geſetzentwurfes. Das ſei man der Reg. ſchuldig. Die 
Wünſche des Landes und die Anſichten des Hauſes haben ſich aber nicht einmal, 
ſondern in allen möglichen Formen kundgegeben. Dieſe Wünſche gehen aber 
dahin: ein ſtarkes aber volksthümliches, dem Verfaſſungsſtaate 
eingeführtes, nicht außerhalb deſſelben ſtehendes Heer, verkürzte 
Dienſtzeit, Einſchränkung der Militärgerichtsbarkeit, Aufhebung 
der Kabdettenhäufer, unteroffizier⸗Avencement, eine ſtarke, ab: 
geſonderte, in ſich ſelbſt feſtgegliederte Landwehr. 
15 * dieſen Anſchauungen vereinigte ſich die Majorität des Hauſes. Gleich⸗ 
wohl nehmen die Comm. Vorſchläge eine mehr deſenſive Haltung der Reg.: 
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8 4% 9 ein und beſchränkten ſich mehr darauf, dieſe in ihren 
verderblichen Folgen für das Land zu mildern, als durch ein nach allen Sei⸗ 
ten hin poſitives Vorgehen die es zu erledigen. Zu dieſer Defenſive 
biete aber ſchon der § 3 des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 und die Verfaſſung 
ausreichende Mittel. Wenn ſich dieſe als unzureichend erwieſe, ſo liege dies 
nicht an dem etwa dem Hauſe und Lande fehlenden Recht, ſondern an der 
gegenüberſtehenden rechtsverletzenden Macht. Daher könne er auch nicht ein⸗ 
ſehen, wie der fe ce u der Commiſſion Hilfe zu bringen im Stande 
jet. Dem Haufe bleibe daher ſeiner Meinung nach nur die Wahl entweder 
die ganze Organiſation durch ein umfaſſendes Geſetz ſelbſt zu ſchaffen, oder 
die Vorlage eines ſolchen von der Regierung abzuwarten. Halb das Eine 
und halb das Andere thun, heißt die Frage verwirren, ſtatt fie zu löſen. 
Die Form der Amendirung habe aber noch das Bedenkliche, daß dem 
Ministerium dadurch eine Mehrbelaſtung des Landes von etwa drei Mill. 
zugeſtanden werde. Wiſſe er auch, daß der Referent und ſeine Freunde da⸗ 
mit keineswegs ein Vertrauensvotum gegen das Miniſterium im Sinne ge⸗ 
habt, ſo ſei dieſe Bewilligung thatſächlich doch geeignet, die Stellung des 
Miniſteriums an maßgebender Stelle zu befeſtigen. Man könnte wohl ein⸗ 
wenden, daß bei Fragen des allg meinen Landeswohles die Frage nach Ver⸗ 
trauen oder Mißtrauen nicht in Betracht gezogen werden dürfe. Dem gegen⸗ 
über erinnere er an das patriotiſche Verhalten des erſten vereinigten Land⸗ 
tages bei Gelegenheit der Eiſenbahnanleihe, welche die Regierung 1847 ver⸗ 
langt und an die ähnliche Situation, in der ſich das Haus befinde. Da⸗ 
mals, könne man allerdings ſagen, habe es ſich blos um die innere Wohl⸗ 
fahrt gehandelt, jetzt gelte es auch der äußeren Sicherheit. Die Exiſtenz des 
gegenwärtigen Ministeriums ſei aber gerade die Haupturſache dieſer äußeren 
Unſicherheit; deshalb dürfe das Haus dem Miniſterium keine moraliſche und 
keine materielle Stütze geben, wodurch es irgendwie befeſtigt werden könnte. 

Der Inhalt der Amendements ſelbſt gebe aber ebenfalls zu mannich⸗ 
fachen Bedenken Veranlaſſung. Die beiden großen liberalen Fractionen ver: 
einigten ſich namentlich in dem Wunſche, daß die Reorganiſation zerftört 
und die Landwehr aufrecht erbalten werde. Durch die Amendements der 
Commiſſton aber würde dieſer Zweck in keiner Weſſe erreicht. Der Bericht 
beziehe ſich allerdings auf die 7 der Regierung, daß die Cadres 
nicht auf 340 Mann verringern könne. Dieſe Erklärung ſei indeß die ein⸗ 
zige Schranke der Regierung und gede durchaus keine Gewähr. Die Regie⸗ 
rung würde unzweifelhaft lieber die Zahl der Mannſchaft in den einzelnen 
Cadres verringern, als ein einziges der beſtehenden Cadres auflöſen. Durch 
die Bewilligung der 60,000 Mann werde daher wider alles Wollen die Re⸗ 
organifation der Regierung genehmigt. — Allerdings W die Com⸗ 
miſſion hinterher in einer Reſolution auszuſprechen, daß dies Miniſterium 
unfähig fei, das Heerweſen im Sinne des Hauſes zu regeln. Niemand aber 
babe eine Bürgſchaft dafür, daß das Minſſterſum das Geſetz nicht roch in 
ſeinem Sinn ausführe; durch die Reſolution wenigſtens würde es ſich nicht 
gebunden erachten. — Vom Standpunkt der Commiſſion ſelbſt würde er es 
für das Correcteſte halten, wenn fie das Poſitive in den Amendements feſt⸗ 
ſtellte und ſchließlich in der Schlußabſtimmung das ganze Geſetz verwürfe. — 
Auch die Aufxechthaltung der Landwehr werde br die zweijährige Dienſt⸗ 
zeit nicht erreicht. Mit der dreijährigen Reſerve wurde der Kriegsſtand der 
ſtebenden Armee auf 300,000 Daun erhöht, damit ſei die Bedeutung der 
Landwehr unvereinbar, noch härter aber würde der Rückſchlag auf die Stel⸗ 
lung der Landwehroffiziere fein: Die Landwehr würde zu einer Armee zwel⸗ 
ten Ranges herabgedrückt. — Die verkürzte Dienſtzeit ſei der Gleichmäßig⸗ 
keit wegen für alle Specialwaffen gleichmäßig zu bewilligen. — Gegen den 
Mißbrauch des Geſetzes ſei bei dieſem Miniſterium keine Schranke möglich. 
Die ſogenannte Regierungsfähigkeit werde nicht durch dies Geſetz, ſondern 
durch das Geſammtverhalten des Hauſes erprobt. Die Einmüthigkeit der 
liberalen Parteien ſei die Hauptſache. Im Intereſſe dieſer Einmüthigkeit 
empfehle er die Amendements Virchow und Lüning (Bravo links!). — (Zu 
Anfang der vorſtehenden Rede iſt der Miniſterpräſident eingetreten.) 

Abg. Dr. Gneiſt: Meine Herren! Eine Reihe von Anträgen, und Ge⸗ 
denoeclier, von Differenzen der Auffaſſung deſſen, was geſchehen ſoll, 
ind bereits hervorgetreten. Aber in der großen Mehrheit dieſes Hauſes 
herrſcht keine Differenz in dem, was zunächſt die Hauptſache iſt, und in dem 
Ausdrucke des Wohlwollens, mit dem das Haus die Vorſchläge ſeiner Com⸗ 
miſſion entgegengenommen hat. Die Schwierigkeiten, welche ſich der Arbeit 
derſelben in den Weg ſtellten, waren ſehr bedeutend. Sie befand ſich einer 
Frage gegenüber, die untrennbar und bis jetzt in keinem Fall erſchöpfend 
behandelt worden war; fie war einer factiſch beſtehenden Reorganiſatlon ge⸗ 
genüber geſtellt mit dem Auftrage, zu ermitteln, welches die nächſten a 
gegenüber dieſer Reorganiſatſon fein müßten. „Reorganisation“ iſt nur ein 
Wort, aber dies eine Wort enthält gar viele Dinge. Es liegt darin 'erſtens 
die Zahl der auszuhebenden Mannſchaften. Dieſe Zahl iſt bisher niemals 
durch Geſetz beſtimmt geweſen. Es iſt alſo ein Mißverſtändniß, wenn hier 
und da von Erhöhung oder Verminderung der geſetzlich beſtimmten Zahl der 
Armee die Rede iſt. Ein ſolches Geſetz exiſtirt in der preußiichen Geſetzge⸗ 
bung nicht. Factiſch betrug die Aushebung in den Jahren vor der Reorga⸗ 
niſation etwas über 30,000 bis 50,000 Mann jährlich. Die Reorganiſatlon 
betrifft zweitens die Länge der Dienſtzeit, die, geſetzlich auf 3 Jahre beſtimmt, 
allmählich auf 2 Jahre ermäßigt war, dann auf 2/4 Jahre wieder erhöht 
wurde und jetzt wieder 3 Jahre betragen ſoll. Die Reörganiſation erſtreckt 
ſich ferner auf den Beamtenetat. Dem durch die Aushebung gegebenen Theil 
der Armee ſtehen gegenüber die Militärbeamten, die man zwar bei uns an⸗ 
ders nennt, die aber nichts anders find: die Offiziere, die Unteroffiziere, die 
ſogen. prima plana. Hier find durch eine nicht publicirte Cabinets⸗Ordre 
ganz andere Grundſätze, als die bisherigen, aufgeſtellt. Die Reorganiſation 
umfaßt viertens die Cadres. Sie erſtreckt ſich fünftens auf die Stärke der 
Cadres; eine publicirte Cabinetsordre fixirt die Stärke der Bataillone, von 
denen jene abhängt, auf 1002 Mann. Die Reorganifation greift ſechſtens 
tief ein in das Verhältniß der Armee zur Landwehr. 

Das iſt der politiſche Theil derſelben, und ich benutze gleich dieſe Ge⸗ 
legenheit, um den Vorwurf zurückzuweiſen, daß die Commiſſion in ihren des⸗ 
ln Vorſchlägen poſitiv und bewußt beſtehenden Verhältniſſen und der 

iſtoriſchen Entwickelung entgegen getreten ſei Die von der Commiſſion feſt⸗ 
gehaltene Anſchauung, das iſt unſere deutſche Anſchauung ſeit Jahrhunderten, 
und Niemand ſollte dieſelbe mehr achten, als gerade diejenigen, welche das 
ſtändiſche Weſen heute noch für lebensfähig halten. Seit Sede es war 
es der Segen unſerer Verfaſſungen, daß unſere Vorfahren Verſtändniß ges 
nug hatten, einzufeben, daß die Geſtaltung der bewaffneten Macht gegenüber 
den beſitzenden Klaſſen das Entſcheidende iſt für den Charatter unſerer Ver⸗ 
faffung, Das iſt fie, ift ſie geweſen und wird fie immer fein. Die beſitzen⸗ 
den Klaſſen haben vor Allem ein Intereſſe daran. Von dem Standpunkte 
des Abſolutismus iſt nichts anderes möglich, als die nicht beſitzenden Klaſſen 
1 bewaffnen und die beſitzenden zu entwaffnen. Die kurmärkiſchen Stände 
ind der auf dieſes Ziel gerichteten Entwickelung ſtets mit Mißtrauen gefolgt. 
Noch vor 100 Jahren war die Armee identiſch mit den politiſch berechtinten 
Klaſſen. Das hat ſich von Jahrzehnt zu Jahrzehnt verändert Von Japr⸗ 
zehnt zu Jahrzehnt iſt das Offiziercorps weniger, was es in jener Beziehung 
war; die alte Regel iſt jetzt Ausnahme geworden. 

Der ehemalige Charakter iſt aufgegangen in die des Staats⸗Beam⸗ 
ten. Die heutige Bewaffnung der minderjährigen Klaſſen des Volkes unter 
Anführung von Beamten iſt etwas ganz anderes, als die Armee vor 100 
Jahren. Die Landwehr gleicht dies Mißverhältniß aus, ſie führt der Armee 
jenes verlorene Element, die beſitzenden Klaſſen wieder zu, das ſollte man 
erade vom Standpunkte des Königthums der Hohenzollern aus befördern. 
In der Landwehr jteht der Bewaffnung der nicht beſitzenden Minderiähri- 
gen gegenüber die Bewaffnung der Großjährigen, der Hana . Klaſſen. 

Diefelbe iſt aufrecht zu erhalten. Der Abo. für Kreutzburg hat von der 
Armee geſprochen als von dem preußiſchen Volk in Waffen. Das kann doch 
aber unmöglich erſchöͤpft fein durch die von Beamten kommandirten bewaff⸗ 
neten Minderjährigen; wir verſtehen darunter auch die Bewaffnung der 
Großjährigen, der beſitzenden Klaſſen, wir verſtehen darunter die Bewaffnung 
der Gefammtheit des Volks. Und daß dieſe verloren iſt, das iſt eben die 
politiſche Bedeutung der Reorganiſation. — Als im Jahre 1850 die Ver⸗ 
faſſung zu Stande kam, da iſt dieſe Armee durch den Art. 35 ausdrücklich 
anerkannt worden. In dem Rahmen dieſes Artikels ſind unzählige Aende⸗ 
rungen moglich. Allein das ſteht feſt, daß von dem erſten Augenblick ſusſang 
Verfaſſung Niemand bezweifelt hat, und der König hat mit der Verfaſſung 
auch den entſcheidendſten Theil derſelben, die Heeresverfaſſung, beſchworen, 
daß dieſe Verfaſſung dieſe Armee von 1850 janctionirt hat, daß ſie aber 
nicht ſanctionirt hat die Reorganiſation von 1861. Dieſes Haus konnte 
nicht anders, als dieſe Armee von 1850 anerkennen, und Niemand hat ver⸗ 
ſucht, im Wege der Budgetbewilligung oder wie 9 05 daran zu rütteln. 
Denn e und Geſetz ſtehen auch über der Budgetbewilligung, und 
keine Weiſe giebt es, das Miniſterium verantwortlich zu machen für die 
Ausführung der Verfaſſung. Die de des Charakters der Armee 
wäre alſo nicht anders e als im ige der Geſetzgebung. Und 
die Garantie für die Erhaltung dieſes Charakters, die ſich bis dahin aus⸗ 
reichend gezeigt hatte, liegt 1 in der feſten Ordnung der Centralbe⸗ 
hörden. Schon zur Zeit des abſoluten Staats iſt es vorgekommen, daß 
Pläne zur anderweiten Reorganiſation der Armee von hohen Militärs vor⸗ 
gelegt wurden, — tiefdurchdachte und wohlgemeinte Plaͤne. Und was war 
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der Verlauf? Die damalige Staatsordnung war noch feſt genug, um jenen 
185 Militärs zu antworten, es kämen in Aue Dan fo wichtige und 
hohe . und volkswirthſchaftliche Fragen in Betracht, daß man, bei 
aller Anerkennung der militäriſchen Vorzüge jener Pläne, ſie nicht aus⸗ 
führen könne. Die Garantie lag zweitens im Geſetz. Denn die Geſetze 
wurden bekanntlich nur ſoweit publizirt, als ſie die Verwaltungs⸗ und die 
Juſtizbehörden gleichzeitig angingen. Sie lag drittens in dem königlichen Wort. 
Ich erinnere daran, wie Friedrich Wilhelm III. u. Friedrich Wilhelm IV. 
zuweilen nöthig gefunden haben, dem Widerwillen gegen die Landwehr per⸗ 
ſönlich entgegen zu treten und zu erklären, es ſei ihr Wille, daß dieſelbe 
geehrt und erhalten werde. — Dazu kamen drei weitere Garantien durch 
die Verfaſſung: Erſtens der Eid der Miniſter auf den Art. 35 der Verfaſ⸗ 
fung, — und ſelbſt das Ministerium Manteuffel⸗Weſtphalen hat nie verſucht, 
daran zu rütteln. Zweitens das Budgetbewilligungsrecht der Kammern, 
das in der civiliſttten Welt anerkannt iſt, ſoweit das Wort „Budget“ be⸗ 
kannt iſt. Auch das ift nie bezweifelt, und das Budgetrecht iſt gehandhabt 
worden, um einzelne Aenderungen zu gewähren. Darin liegt die ſtillſchwei⸗ 
gende Anerkennung der Aenderungen mit dem Vorbehalt der Rücknahme: 
die Grundlage ſelbſt wird dadurch nicht berührt. Die dritte Garantie iſt 
die Miniſterverantwortlichkeit, die ſelbſt dieſes-Miniſterium dem Grundſatze 
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Trotz dieſer alten und neuen Garantien ſehen wir in kurzer Zeit wie 
auf Zauberſchlag eine in finanzieller und volkswirthſchaftlicher Beziehung 
neue Armee entiteben, in allen Grundzügen von der früheren verſchieden: 
Aus den 40000 Mann der Aushebung find 60,000 Mann geworden, die 
dreijährige Dienſtzeit iſt wieder bergeftellt; die Beamtenetats find erhöht, 
faſt verdoppelt, der Charakter der Armee ſelbſt iſt weſentlich verändert, die 
ganze Zuſammenſetzung ift eine andere geworden, die Landwehr⸗Cavallerie 
iſt aufgelöſt, von der Infanterie ſind nur 104 Bataillone übrig geblieben. 
— Das alles iſt zu Stande gekommen, ohne Geſetz, ohne Verordnung, ohne 
fönigl. Cabinetsordre, ohne die allernothdürſtigſte Form, die der abſolutiſti⸗ 
ſche Staat Europas doch ſtets für nothwendig gehalten hat. Ohne all das 
iſt eine Veränderung eingetreten, die die Verf. des Staats von Grund aus 
ändert. Es iſt völlig unverſtändlich, wie man dabei behaupten kann, daß 
dies auf dem Boden der Verfaſſung geſchehe, wie man gewiſſermaßen das 
Motto „Reorganiſation und Verfaſſung“ aufitellen kann, während man doch 
richtia ſagen mußte „Reorganiſation trotz der Verfaſſung.“ 0 

Und was iſt aus dieſem Schwanken geworden? Zuerſt geſchah ein Bruch 
in der Ordnung der Centralverwaltung. Nach der Organiſation unſerer Ver⸗ 
waltung war es unvermeidlich, daß die neue Einrichtung auf Widerſpruch 
ſtieß. Dieſen zu brechen, war die Miniſterverantwortlichkeit allein da. Um 
die Lücke zu ergänzen, machte man es in dem verfaſſungsmäßigen Staat ſo, 
daß man denſelben umkehrte. Es wird ein Geſandter aus Paris geholt, um 
die finanzielle Verfaſſungsfrage in Ordnung de bringen; es wird ein Conſu⸗ 
larbeamter, der eben die Reiſe um die Welt beendet, beauftragt, die inneren 
Verfaſſungsfragen zu regeln (Heiterkeit), ein Staatsanwalt, die Juſtiz zu ver⸗ 
walten (Heiterkeit), ein 1 0 des Oberkirchenraths, den Unterricht in das 
rechte Geleis zu bringen (Heiterkeit), ein ehemaliger Finanzminiſter wird, 
gleich einem Diktator, vom Pfluge aus ſeiner fernen Heimath herbeigeholt! Es 
iſt dies Umkehren der Verhaltniſſe der charakteriſtiſche zug des Bruchs in der 
Verfaſſung. Es iſt ſo oft von der Solidarität dieſes Miniſteriums die Rede. 
Ich möchte nur die eine Frage ſtellen, ob, wenn Jemand vor einem Jahre 
den acht Herren, welche heut auf der Miniſterbank das Königthum von Got: 
tes Gnaden repräſentiren, gejagt hätte, daß fie heut Miniſter fein würden, 
nicht ihr eigenes Erſtaunen noch größer geweſen ſein würde, als heut das 
Befremden der ganzen Nation? Es handelt ſich für ſie auch nur darum, die 
Reorganiſation aufrecht zu erhalten. Der Staat iſt bereits aus ſeinem inne⸗ 
ren Halt heraus. Ich mache darauf aufmerkſam, daß unſere Commiſſion 
über einen Geſetzentwurf zu berathen hatte, der dem Lande neue perſönliche 
und finanzielle Laſten auflegen ſoll, bedeutender, als alle indirekten Steuern, 
daß ſie über einen Geſetzentwurf verhandelte, deſſen Koſten viel bedeutender 
ſind, aks die Hälfte aller anderen Staatsausgaben zuſammengenommen. Und 
während deſſen iſt in der Commiſſion auch nicht eine Spur von den Mini⸗ 
ſtern des Innern und der Finanzen zu erblicken geweſen. Das charakteriſirt 
beſſer als alles andere den Geiſt der inneren Verwaltung (Zuftimmung), 

Was den zweiten Garantiepunkt anbelangt, das Budgetrecht des Landes, 
ſo half die eigenthümliche Methode der Interpretation darüber hinweg. Von 
jeher waren die wichtigſten Geſetze ſtaatsrechtlichen Inhalts von den Miniſtern 
ausgelegt worden; aber freilich um das Budgethinderniß zu beſeitigen, dazu 
bedurfte es der Berufung dieſes Herrn (auf den ae zeigen. Nach 
der früheren Geſchichte des Herrn v. Bismark war es notoriih, daß er kein 
Recht kennt, kraft deſſen die Landesvertretung Geldmittel verweigern könnte, 
ſondern nur ein Recht zu bewilligen. Als Sachverſtändiger habe ich dieſe 
Auslegung nur als abenteuerlich bezeichnen können. — Die dritte und letzte 
Frage, die hier in Betracht kommt, iſt die der Miniſterverantwortlichkeit. Wie 
es damit ſteht, iſt bekannt. 

So bot der ganze Verlauf des Confliktes Veranlaſſungen, ihnen das Motto 
entgegenzuſetzen, welches man jetzt den Regierungen, wie früher der Kirche zu- 
rufen mußte, daß der Zweck nicht die Mittel heiligt. (Zuſtimmung.) Das 
Miniſterium hat die Reorganiſation durchgeführt, aber es hat ſie erworben auf 
Koſten der höchſten Güter des Staats. as die Art, in welcher die Reorga⸗ 
niſation durchgeführt iſt, bedeutet für die preuß. Dynaſtie, das wird unſer 
Staat vermöge ſeiner inneren Lebenskraft verwinden, aber jeder von uns wird 
bis an ſein Lebensende verſpüren, welchen Einfluß die Handlungsweiſe des 
Miniſteriums auf die Stellung der Dynaſtie gehabt hat. Dagegen iſt kein 
Widerſpruch möglich. (Lebhaftes Bravo!) 

Nachdem der Conflikt entſtanden, wurde ein Entwurf vorgelegt, um die 
blutenden Wunden zu bedecken. Nachdem durch Interpretation der Geſetze 
im Wege der Dekretur der Miniſter, unter Benutzung des ſelbſtgeſchaffenen 
Werkes „Kriegsheer“ im offenen Widerſpruch mit allen Grundſätzen des deut- 
ſchen A die dn die perſönlichen Laſten für den Kriegsdienſt um mehr als 
die Hälfte, die finanziellen Laſten in ungeheurer Weiſe vermehrt worden, nach⸗ 
dem der Verſuch gemacht worden war, den politiſchen Schwerpunkt der Heeres» 
verfaſſung zu verrücken, durfte man wenigſtens darauf rechnen, daß der Ent⸗ 
wurf der Willkür der Miniſter-Dekretur eine Grenze ſetzen würde. 

Wie aber Jemand, der ſich von einem Offizier beleidigt fühlt, und dies 
ausſpricht, einen rg auf die Beleidigung erwerben darf, jo ift der 
Kriegsminiſter von der Befugniß der nackten Willkür des Dekretirens nicht 
um eine Linie breit gewichen. Es wird die ride Dienſtzeit beibehal⸗ 
ten, es wird die Reſerpepflicht um zwei Jahre verlängert, es werden Bor: 
behalte gemacht, um die entlaſſenen Mannſchaften nach Belieben wieder in 
das 1 Heer einzureihen. Dieſem — zuſtimmen, heißt, den Kriegs⸗ 
miniſter zum ſiegreichen Imperator machen, der jedes Jahr nach ſeinem 
Belieben die Zahl der jährlichen Aushebung, die Stärke des Heeres dekretirt. 
Dieſem Geſetze gegenüber war es nicht möglich, zu amendiren, man mußte 
auf die Grundlage, auf das Geſetz vom J. 1814 zurückgehen, um daſſelbe 
zu ergänzen. Denn wir konnten uns noch nicht damit begnügen, zu para⸗ 
lyſiren, denn in dem Geſetze von 1814 fand fi eine Lücke, welche auszu⸗ 
füllen unſere Aufgabe war. Wir mußten ſie in einer Weiſe ausfüllen, die 
dem Bedürfniß des laufenden Dienſtes und der e des Landes 
nicht hindernd entgegentritt, aber uns doch gegen Uebergriffe ſichert. Um 
die ganze Reorganiſation geſetzlich zu ordnen, fehlen uns die mülit eg hen 
Kenntniſſe und Vorarbeiten. Wenn hohe Militird von ihrem eimfeitigen 
Standpunkte aus ſich über die wichtigſten Grundſätze des Staatsrechtes 
inwegſetzen, ſo 7 75 wir nicht in den entgegengeſetzten Fehler verfallen. 

ätten wir aber auf geſetzgeberiſche Thätigkeit ganz verzichtet, ſo würden 
wir damit nicht weiter gekommen ſein, als im vergangenen Jahr. Wir 
müſſen eher kategoriſch ausſprechen, was wir für gerecht und der finan⸗ 
ziellen Lage des Landes für angemeſſen halten. Das Problem für uns iſt 
es, die Reorganiſation an einem Punkte jo zu firiren, daß wir dem ärgften 
Mißbrauch entgegentreten. Zu dem Zwecke müßten wir die erwähnte % 
ausfüllen. Das 95 5 von 1816 ſetzt nichts über die Stärke des Heeres 
jet. Wir müͤſſen dieſe Lücke ausfüllen durch etwas, was der Interpretation 
nicht ausgeſetzt iſt, eine beſtimmte Zahl, durch die dem Ermeſſen der Re 
gierung ein Riegel vorgeſchoben wird. Dieſe Zahl iſt das Norma in 
dem Entwurfe. Sie enthält kein Zugeſtändniß an die Regierung, denn 
letztere war bisher durch keine geſetzliche geh! an ein Maaß der Aushebung 
gebunden. Daß eine i Jah geſetzli (dem beſtanden habe, iſt eine 
Unwahrheit, und wer ſich auf eine Unwahrheit ſtützt, ſtellt ſich auf den 
ſchwächſten Boden in ſeiner geſetzgeberiſchen Thätigkeit. 

Wir normiren die Zahl der jährlichen Rekruttrung auf 60,000, und da⸗ 
mit firiren wir zugleich die Stärke des präſenten Heeres auf die Zahl, die 
fie. im Jahre 1859 betragen hat, indem wir die Zahl von 60,090 multiplici⸗ 
ren mit der Zahl der Dienſtjahre und die Zahl der Oſſiziere und der prima 
plana hinzufügen. Rechnungsberichtigungen ſind wir zugänglich. 5 

Es kam ferner darauf an, daß die Reorganiſatlon nicht in Conflict ge⸗ 
ſetzt werde mit der allgemeinen Wehrpflicht und der Eriftenz der Landwehr. 
Darum war die zweijäbrige Dienſtzeit unerläßlich. Die zweijährige Dienſt⸗ 
ei und die 60,000:Netrutirung geboren durchaus zuſammen; kein Buchs 
tabe darf vom andern getrennt werden. Daß wir die zweijäbsige Dienftzeit 
auf die Infanterie beſchränken, hat ſeinen Grund darin, daß fie bei dieſer 
Waffe 20 Jahre unter 4 Kriegsminiſtern und 2 Königen veſtanden, und daß 
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t abſolut nothwendig; ſie muß verbunden werden mit einer Rekrutirung 
von ſolcher Stärke, daß die Präſenzzahl von 1859 erreicht wird. 

„Die von der ang vorgeſchlagene Zahl allein giebt der Landwehr 
die ihr gebührende Mannſchaft wieder, die Mannſchaft, deren Daſein die ſicherſte 
Garante dafür iſt, daß die Landwebr wieder hergeitellt iſt. Außerdem führen 
wir ihr zugleich auch die nöthige Anzahl von Offizieren zu. Außerdem aber 
mußte der Grundſatz der Landwehr deshalb ieh ſtellt werden, weil nur da⸗ 
mit der Grundſatz der „allgemeinen Wehrpflicht“ zu einer thatſächlichen 
e gebracht werden kann. Nicht um dieſen Namen, ſondern darum 
handelt es ſich, eine möglichſt ſtarke Armee auszubilden. Man mag die ab⸗ 
kömmlichſten Leute beſſer ausexerciren, aber man beſtimme nicht durch die 
nackte Willkür des Looſes, daß die eine Hälfte der Bevölkerung die Militär: 
laſt mit all ihren perſönlichen Beſchwerden trage, während die andere Hälfte 
in dieſer Beziehung ganz frei ausgeht. Durch die Wiederaufnahme des § 8 
wird der politiſche Grund der Landwehr geſichert. Gegenüber der bisherigen 
ſchlechten Praxis in der Anwendung des Geſetzes von 1814 ſteht nicht blos 
das neuere a der Reorganiſation, ſondern auch das ſchon früher einge 
tretene, die Vermehrung der Population. Durch letztere iſt das Prinzip der 
allgemeinen Dienſtpflicht tief erſchüttert worden. Eine Aushebung, welche 
nach 1814 bei 10 Millionen Einwohnern des Staates eine annähernd verhält⸗ 
nißmäßige war, iſt iche bei 18 Millionen Einwohnern zur bloßen Willkür 
geworden. Die Anſchauungen und täglichen Erfahrungen einer ſolchen Un⸗ 

erechtigkeit ſchaden vor den Augen des Volkes dem Geſetz von 1814 ebenſo 
ehr, wie es die Reorganiſation thut. Eine Aushebung von 60,000 pro Jahr 
ſtellt annähernd dieſelben Proportionen wieder her, die 1814 vorhanden waren, 
und nr der Landwehr proportionirlich dieſelben Kräfte wie ehedem wieder 
= 19. meine Herren, kann ein Geſetz an dieſer Stelle nicht leiſten (Bei⸗ 
all rechts). AUT 

Ich muß noch einem Mißverſtändniß entgegentreten, als handle es ſich 
bier um Transactionen oder Conceſſionen dieſem Miniſterium gegenüber. 
Meine Herren! dies wäre nur möglich gegen eine Staatsregierung, mit der 
man auf einem Boden ftebt. Aber fie ſelbſt hat erklärt: wir ſtehen nicht 
auf demſelben Boden mit Euch. So handeit es ſich alſo darum, die Lan⸗ 
desbeſchwerden gegen den beſtehenden Zuſtand der Armee ſcharf zu formuli⸗ 
ren und ſie in einem Punkte zur Geltung zu bringen, wo unabhänaig von 
unſerm Verhältniß zur zeitigen Verwaltung auf der Stelle eine Wirkung 
möglich iſt. (Beifall.) Hält man dem entgegen: wir hätten uns auf einen 
Proteſt beſchränken ſollen, ſo ſteht dem gegenüber, daß ein ſolcher bei den 
letzten Budgetbeſchlüſſen in der ſtärkſten Form, die nach europäiſcher Erfah: 
rung möglich iſt, von unſerer Seite ergangen iſt, ferner der Umſtand, daß 
man wohl proteſtiren kann gegen ausgeſprochene Grundſätze und Rechtsver⸗ 
letzungen in Principien, daß dies aber nicht genügt, vollendeten Thatſachen 
ern, welche thatſachlich dem Lande perſönliche und finanzielle Laſten 
auferlegen in einer in dieſen Grenzen unrechtmäßigen Weiſe. Hier dreht 
es ſich noch um eine höhere als um eine Budgetfrage; hier handelt es ſich 
um die eigentliche Grundlage der politiſchen Freiheit, alſo um Dinge, die 
über Geld und Gut hinaus gehen. Es handelt ſich nicht um eine finan⸗ 
ielle Me rbelaſtung, ſondern darum, daß die Armee unbeſchadet ihrer 

chlagfert gkeit, ja unter bedeutender Erhöhung derjelben, in Harmonie ge 
bracht werde mit der Verfaſſung und dem geſammten wirthſchaftlichen Leben 
des Volkes. (Bravo!) i E 

In dieſer Lage müſſen wir zu ſtärkern Mitteln, als zu einem bloßen 
Proteſte greifen. Wir müſſen fo beſtimmt als möglich die Forderung der 
Rückkehr der Armee auf den Boden der Verfaſſung aufſtellen. Proteſt und 
Refolution, als allgemeine Gedanken, ſind nur halbe Gedanken; in der 
ormulirung eines Geſetzes ſind es ganze Gedanken. Mit der Reſolution 
prechen wir aus, was wir einem künftigen Hauſe oder Miniſterium über⸗ 
laſſen wollen. Jetzt handelt es ſich darum, die Grenze zu finden, die vor 
allen Dingen geſteckt werden muß, um auf den Boden einer Verfaſſung, die 
unſere alte Heeresverfaſſung ift, zu gelangen. Oder kann man ſagen, wenn 
man auch einem ſolchen Miniſterium gegenüber ein Miniſterverantwortlich⸗ 
keitsgeſetz beſchließt, man tranſigire mit dieſem Miniſterium? (Heiterkeit. 
Beifall.) Wir dürfen nicht vergeſſen unſere Stellung als mitberechtigte 
Geſetzgeber. In dieſer Stellung concedirt das Haus nicht, ſondern es ſtabi⸗ 
Urt die Grundverfaſſung des Landes in der Armee. Dieſe Armee ift über: 
baupt nicht das Werkzeug irgend einer Verwaltung, ſie iſt auch nicht das 
Privateigenthum Sr. M. des Königs, ſondern iſt ein gemeinſames Fideicommiß 
der preuß. Monarchie aus ihrer politiſch entſcheidenden Zeit. Dieſes Fidei⸗ 
commiß haben wir zu bewahren und müſſen dazu die klare Rückkehr auf 
den Rechtsboden ausſprechen. Das iſt die Aufgabe und der Inhalt dieſer 
Vorlage, nicht aber ein Angebot an irgend Wen. (Beifall.) Endlich 1 

e 
nem en nach ſiſtellung der äußerſten Grundlagen der Verfaſſun 
ziemt es ſich nicht, herabzuſteigen zu einem blos ante E 

gegen ein beſonderes miniſterielles Syſtem. 

Wir hatten vor Augen die Gefahr des Landes; ich frage jetzt nicht, wer 
die Verwicklungen verſchuldet hat, die Verlatterungen im Innern des Landes, 
die Entfremdung des deutſchen Volkes Preußen gegenüber; heute haben Sie 
zu erwägen, meine Herren, jo iſt die Lage des Landes! In der Abwehr 
der hieraus ſich ergebenden Gefahren dem Auslande gegenüber müſſen wir 
unter allen Umſtänden uns einig finden. Verwirklichen ſich die jetzt unmit⸗ 
telbar unſer Land bedrohenden Gefahren, ſo wird wohl ein zweites Jena ge⸗ 
5 — werden für gewiſſe Perſonen und eine gewiſſe Partei, aber ein Jena 

r unſern Staat, für unſer Volk, für unſere Armee wird das nimmermehr. 
(Lebbafter Beifall!) Es giebt kein vollgiltigeres Zeugniß dafür, daß das 
preußiſche Volk die beſchworne 5 welche es hat, auch verdient, wenn 
es die 1 — beſitzt, in ſolcher Lage die * und Geſammtaufgabe des 
nation bens nicht u vergeſſen. (Beifall.) 1 
Abg. Schulze (Berlin): Wir find in der Debatte über einen der wich: 
tigſten Geſetzentwürfe; dieſer Debatte find lange und zahlreiche Sitzungen 
der Kommiſſion 3 angen. In dieſen Sitzungen hat die k. Staats⸗ 
regierung nicht Veran 1 00 genommen, irgend wie durch ihre Vertreter 
mit Beſtimmtheit anzugeben, welche Stellung ſie den Vorſchlägen der Kom⸗ 
a gegenüber einnimmt. Man mag darüber denken, wie man will, 
wir waren wohl berechtigt, als Ba ſis für unſere heutige Berathung eine 
Erklärung des Herrn Kriegsminiſters entgegenzunehmen. (Hört, bort 
Ich weiß nicht, wie dieſe Debatte in dieſer Weiſe fortgeführt werden ſoll, 
wenn es uns an dieſer Erklärung fehlt. Wir, die wir nicht ohne Bedenken 
geoen einen Theil der Kommiſſions⸗Vorſchläge find, obgleich wir das große 
erdienſt der Kommiſſion anerkennen, viele von uns ſind durch dieſe Lage 
der Dinge dahin gedrängt, da wir nicht wiſſen, was wir zu erwarten haben, 
ihren Standpunkt zu wahren. Ich erlaube mir deshalb, folgende Reſolu⸗ 
tion zu beantragen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu erklären: In Erwä⸗ 
ung, daß das Haus durch Annahme des von der Staazze regen vorge⸗ 
— Geſetzentwurfs zur Abänderung des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 der 
! t 1860 lediglich thatſächlich beſtehenden ſogen. Reorganiſatſon des Heeres 
n ihrem ganzen Umfange zuſtimmen und ſomit zugleich ſi b verpflichten 
würde, die Geſammtkoſten für dieſe Reorganiſation zu bewilligen; — in Er⸗ 
wägung, daß das Haus die Aufrechthaltung dieſer Reorganiſation aus volks⸗ 

wirihſchaftlichen, finanziellen und politiſchen Gründen für nagıbeilig hält; — 

in Erwägung, daß das Haus unmöglich gewillt fein kann, einer Regierung, 

weiße fortdauernd das Budgetrecht deſſelben und fo die Verfaſſung des Lan⸗ 

bebung an. Manche t erbößte Geldmittel und damit eine verſtärkte Aus⸗ 
n Mannſcha 

> ie Pröneien den Fan Geſetzentwurf, exkl | 

würde, mit einer Regierung, welche die verfaſſungsmäßigen Rechte 

in der Verf der Abgeordneten und ihre eigene Verantwortlichteit durch das 

afung 3 — — Geſetz unzweideutig anerkennt, eine Reform 


eit von 5 Jahren im 1 
Nellung des Ber ahrens bei der Aushebung, 
anifation des Heeres und der Landwehr 
icherſtellung der Reſerviſten, Landwehrmänner und 
Ausübung aller ibrer ſtaatsbürgerlichen Rechte, fo lange fie nicht zum Dienſte 
einberufen find; 8) Beſchränkung der Militärgerichtsbarteit auf rein militä- 
riſche Vergehen und Verbrechen; 9) Aufhebung der Cadettenhäuſer, Eröff⸗ 
nung der Beförderung auch im Frieden für Unteroffiziere zum Offizier, ler 
diglich nach der Dienſttüchtigkeit und Beſeitigung der khatſächlich beſtehenden 
Bevorzugung des Adels in den Offiziersſtellen; 10) ehözte Beſoldung der 
emeinen und Unteroffiziere unter Gleichſtellung der dabei jetzt bevorzugten 
Truppen des Gardecorps mit den Linientruppen und ausreichende Entſchädi⸗ 
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liche Regelung des Militär 


Ich knüpfe an die 
onte Einigung der liberalen |“ 
n Fragen der künftigen Or⸗ irren laſſen. h \ 
aburh die Einheit nicht im ſolcher Vorwurf enthält den eines Meineides, aber bei Gott, ich habe 
merkſam, wie es in dieſer 
— — 1 Horch Punkten i 

uch die Fortſchrittspartei i 1 A 
eine Coalitionspartei; die Einigung der Wartei bei tebt zur Abwehr unbeilvoller aber erſt wenn Ruhe in die Gemüther zurückgekehrt ift. 
Regierungs vorlagen, und zu retten, was von unſerer Verf. zu retten iſt, um dadurch iſt 
Wege zu Stande zu bein: 
gen. Dieſe Einigung, der Hauptpunkt, um welch hen ſich die Wahlen gedreht 
haben, iſt nicht entfernt berührt. Es liegt in de m ausgeſprochenen Charak⸗ 
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gung der Geme inden für den Servis; 11) geſetz 
Penſionsweſens.“ ; 
Die Antragſteller find der Abg. Duncker und 
beredte Mahnung des Vorredners: es iſt die bei 
Partei. Nun, m. H., ich denke, wenn in einzelne 
ganiſation differirende Anſichten beſtehen, ſo iſt d 
Sasch gefährdet. Ich mache Sie darauf auf 
Hinſicht bei uns war. Die liberalen Parteien ge 
Organiſationsfrage nicht unbedingt denſelben Weg. 


ich. — 


die Entwicklung der Verfaſſung auf geſetzlichem 


ter der deutſchen Fortſchrittspartei, daß die vorl andenen verſchiedenen poli 


lichen Elemente nicht ihre politiſche Ueberzeugu na aufgegeben haben, daß] Sie denſelben meinen Dank.“ 


Abweichungen ſtattfinden können; aber es iſt die Forderung an ein politiſch 
reifes Volk, daß man nicht nach einem Program m, ſondern nach einer gro: 
ßen Frage votirt. 7 IE 3 

Wir befinden uns nach wie vor übereinftimr nend in der Hauptaufgabe, 
und dieſe it die Verwerfung der Vorlage. Wer in man es verſucht, die künf⸗ 
tige Geſtaltung unſeres Heerweſens ſpeziell zu fo rmuliren, dann treten Heine 
Differenzen hervor. Dieſe find berechtigt, und fie würden ſehr leicht zu er: 
ledigen ſein, wenn wir eine liberale Regierun g uns gegenüber ſäben, die 
an der Verfaſſung feſthält. — Was mich zu mei nem Antrage veranlaßt, iſt, 
weil ich es einigermaßen bedenklich halte, in einer ſolchen Angelegenheit die 
Initiative zu ergreifen. Die Commiſſion hat dies gethan, denn ſie hat eine 
der Reg.⸗Vorla je diametral entgegenſtebende Vorlage aus gearbeitet. Wir 
haben indeſſen die geſetzliche Regelung der ganzen Angelegenheit gewollt und 
die Commiſſion hat ſelbſt bewieſen, daß ein Zuſammenhalt en durchaus noth⸗ 
wendig iſt, daß eine Trennung in der vorliegenden Frage nicht möglich iſt, 
denn wozu hätte ſie ihrem Vorſchlage noch eine Reſolution beigefügt? Die 
Commiſſion erledigt nicht die ganze Frage und nimmt mich deshalb gegen 
ihren Standpunkt ein. Ich halte es für bedenklich, den einen Punkt geſetz⸗ 
lich regeln zu wollen und in Betreff des andern nur Wünſche auszuſprechen. 
Auf ein gewichtiges Moment muß ich noch hinweiſen. 

Warum hat uns die . nur dieſes Geſetz vorgelegt? weil 
ſie uns das Recht beſtreitet, in die geſetzliche Organisation un ſer Vollwort ein⸗ 
legen, (Zuſtimmung.) Darum trennt die Regierung die Aufgabe. Dieſer 
Ertoägung werden Sie ſich nicht entziehen können, und wenn dies der Fall 
iſt, dann werden Sie gegen die Vorlage ſtimmen müſſen. Ein anderer 
Grund, wesbalb ich mich gegen die Vorlage erkläre, iſt der, daß, wenn man 
auf den Geſetzentwurf eingeht, nothwendig eine Menge Fragen entſchieden 
werden müſſen, in denen noch Differenzen vorhanden find. Wenn man re: 
ſolvirt, kann man allgemeine Geſichtspunkte hinſtellen und die Sache der 
künftigen Löſung überlaſſen. In manchen anderen Dingen haben wir uns 
auf eine geſetzliche Regelung eingelaſſen; wir haben die Han delsverträge xc. 
vereinbark; aber bei einer Vorlage, welche die nächſten Inte reſſen des Lan⸗ 
des berührt, haben wir zu bedenken, wie die Regierung nach ihren ausge⸗ 
ſprochenen Anſichten das Geſetz ausführen würde. Sie würden rein das 
Gegentheil von dem erfahren, was Sie beſchloſſen haben. Die Erfahrung, 
wie man das Unzweideutigſte durch Interpretation in das Gegentheil ver⸗ 
kehren kann, haben wir gemacht. Ya : ; 

Wir haben einmal allerdings die Initiative ergriffen mit der Vorlegung 
des Miniſterverantwortlichkeitgeſetzes; ich meine, dazu hatten wir ausreichen⸗ 
den Grund, denn es galt bei dieſem Geſetze vor dem Lande zu conſtatiren, 
daß das Staatsminiſterium ſich ſeiner conſtitutionellen Verantwortlichkeit zu 
entkleiden, entſchieden entſchloſſen iſt, und ſogar ſoweit gehen würde, es dem 
Lande zu erklären. (Sehr wahr). Dies iſt geſchehen, und Niemand im gan⸗ 
zen Lande iſt darüber mehr im Zweifel, daß wir ein conſtitutionelles Mi⸗ 
niſterium uns gegenüber nicht mehr haben. Eher, als mit dem Rücktritt 
dieſes Miniſteriums werden die Bedingungen zum Frieden im Lande nicht 
beſiegelt werden. (Zuſtimmung.) r 

Wir wollen in die Rechte Sr. Maj. des Königs nicht eingreifen; wir 
erkennen gerade das Recht Sr. Maj. an, wenn wir uns an Se. Maj. wen⸗ 
den und ihn bitten, von ſeinen Rechte Gebrauch zu machen; dies will ich 
dem Abg. Graf Bethuſy⸗Huc erwidern. 

Der Abg. Gneiſt hat bemerkt, daß in parlamentariſchen Ver ſammlungen 
nicht der allgemeine, ſondern nur der formulirte Gedanke berechtigt ſei; das 
kann man zugeben, aber muß zugleich hinzuſetzen, daß der Gedanke auch zur 
rechten Zeit formulirt werden muß. Die politiſche Situation der Gegenwart 
mahnt uns aber zur Behutſamkeit in allen Wegen, und unter dieſen Um⸗ 
ſtänden iſt die einfache Verwerfung allein berechtigt und in der Verwerfung 
allein die Einigkeit der liberalen Partei herbeizuführen. Indem ich Ihnen 
daher die Annahme der Reſolution empfehle, faſſe ich den Stand der Dinge 
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Budgetfrage erledigt ſein werden. Ich habe dieſe an gie fehr 
wohl geprüft und weiß, daß ihre Durchführung zum Segen des Lanz 
des gereichen wird und ich werde mich in derſelben durch Nichts be⸗ 
Man ſpricht öfters von einem Verfaſſungsbruche. Ein 


Een 
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Ich ſtehe feſt und halte feit an dem, 

Dies werde ich auch durchführen, 
Meine Pflicht 
es, hierbei die verfaſſungsmäßigen Rechte der Krone nicht ſchma⸗ 
lern zu laſſen. Ich freue mich, wenn aus dem Lande die Verſiche⸗ 
rung der Liebe und Treue mir dargebracht wird und baue auf dieſe 
Treue. Dies theilen Sie Ihren Committenten mit und überbringen 


meinen Eid nicht gebrochen. 
was ich 1858 verheiſſen habe. 


[Se. Hoheit der Fürſt von Hohenzollern-Sigmarin⸗ 
gen] wird ſich, wie verlautet, in Folge einer ihm von dem Kalſer 


von Chalons begeben. 

[Der Präſident der Regierung zu Danzig, v. Blumen⸗ 
thal,] iſt nunmehr zum Präſidenten der Regierung zu Sigmaringen 
ernannt worden. 

(Eine vertrauliche ruſſiſch-franzöͤſiſche Depeſche.] Di⸗ 
plomatiſche Perſonen verſichern, es ſei außer der offiziellen Ruͤckäuße⸗ 
rung des Fürſten Gortſchakoff auf die franzöſiſche Depeſche noch ein 
Aktenſtück in Paris übergeben, das in vertraulicher Form und in den 
ſchmeichelhafteſten Ausdrücken für die franzöſiſche Regierung die Bereit⸗ 


welche Polen beruhigen könnte, ohne Rußlands Anſehen und Macht⸗ 
ftellung zu beeinträchtigen. Der Eindruck, welchen dieſe vertrauliche 
Note in den Tuilerien hervorgerufen hat, ſoll im höchſten Maße be⸗ 
friedigend ſein. 
ſchien, gilt jetzt für vollkommen befeſtigt. 

Danzig, 5. Mai. [Landrath v. Brauchitſch.] Wie das 
bieſige „Dampfboot“ meldet, ſoll der Rittergutsbeſitzer Landrath von 
Brauchitſch zu Katz auf der Reife zur Landrathswahl nach Neuſtadt 
von einem Schlaganfalle betroffen worden ſein. 

Düſſeldorf, 4. Mai. [Preßprozeß.] Die Appellkammer 
des Zuchtpolizeigerichts beſtätigte heute das Urtheil erſter Inſtanz ge⸗ 
gen den Redacteur Giebe, welcher wegen des Leitartikels in Nr. 313 
der „Niederrh. Volks⸗Ztg.“ vom 13. Oktober v. J. zu 20 Thlr. 
Geldbuße ꝛc. verurtheilt war. Der Gerichtshof nahm an, daß die 


Behauptung des Leitartikels, die Staatsregierung habe das Budget 


pro 1862 in der vorigen Landtagsſeſſion dem Herrenhauſe zur Ge⸗ 
nehmigung vorgelegt, eine Verleumdung des Miniſteriums enthalte. 
(Rhein. Z.) 
Poſen, 7. Mai. [Verhaftungen.] Im ſchrodaer Kreiſe: 
Gutsbeſitzer M. Rakowski, im pleſchener: Stanislaus Scaniedi 
von Skoraczewo, Ludwig Scyaniedi von Boguſzyn. — Fünfzehn 


durchreiſten, find geſtern zurückgekommen und nach Frankreich heim⸗ 
gekehrt. — Geſtern ſind wiederum fünf der hier inhaftirten polniſchen 
Inſurgenten aus dem blauen Thurm entlaſſen worden. Jedem derſel⸗ 
ben iſt ein Zwangspaß zur Reife über Bromberg, Thorn und Wars 
ſchau eingehaͤndigt und zugleich die Erlaubniß ertheilt worden, ſich noch 
acht Tage hier aufhalten zu dürfen. (Poſ. u. Oſtd. Z.) 


Inowraclaw, 6. Mai. [Die ruſſiſche Einquartierung.] 


der dadurch hervorgerufen wird, wenn am 28. April 500 Mann ruſ⸗ 
ſiſcher Soldaten unter Zuſammenlauf der ganzen Stadtbevölkerung und 
unter den in Ihrem Blatte bereits mitgetheilten begleitenden Umſtän⸗ 
den hier einrücken und übernachten und am 4. Mai vom Miniſter⸗ 


bei uns kurz dahin zuſammen: die Reorganisation von 1860 hat keine Aus» tiſche die Behauptung aufgeſtellt wird, die Ruſſen ſeien“ nicht in Ino⸗ 


ſicht auch nur auf eine einzige Stimme der geſammten liberalen Partei. 
Die Punkte, auf die es bei einer künftigen Organiſation ankommen wird, 
ſtehen ebenfalls bereits feit, und mit den noch obwaltenden Differenzen wer: 
den wir leicht fertig werden, wenn ein auf verfaſſungsmäßigem Boden 


ſtehendes Miniſterium ſich uns gegenüber befindet. Daß dies geſchehen muß, 2 


wer daran zweifelt, daß beim erſten Hereinbrechen der Noth die Herren uns 
gegenüber Andern Platz machen werden, der muß auch an der Jukunft un⸗ 
ſeres Vaterlandes verzweifeln. (Beifall links.) 

Präſident Grabow ſtellt hierauf den vom Haufe angenommenen Antrag, 
die heutige Sitzung zu vertagen, und bemerkt, daß nach Mittheilung des 
Hrn. v. Bismarck das Miniſterium morgen um 12 Uhr eine wichtige, nicht 
aufzuſchiebende Conſeilsſitzung halten muß. Deshalb wird die nächſte Sitzung 
auf Sonnabend 9 Uhr anberaumt. Schluß der Sitzung 3 Uhr. 


Berlin, 7. Mai. [ Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Haupt⸗Steueramts⸗Rendanten a. D., Rech⸗ 
nungsratb Rother zu Erfurt, den rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe 
mit der Schleife zu verleihen; und den bisherigen Seminar-Direktor 
in Cöslin, jetzigen Pfarrer in Barth, Ludwig Carl Leopold Joſeph— 
fon, zum Superintendenten der Synode Barth zu ernennen. (St.-A.) 

[Eine Antwort des Königs, betreffend den jetzigen 
Verfaſſungsconfliet]J. Die „B. B.⸗Z.“ ſchreibt: Der Deputation 
der Städte Rathenow, Stendal und Angermünde, welche, wie wir 
berichteten, am 21. v. M. in Angelegenheiten der Berlin-Braun⸗ 
ſchweiger Eiſenbahn bei Sr. Majeſtät dem Könige eine Audienz 
hatte, iſt, wie uns mitgetheilt wird, auf ihre Bitte um Conceſſtoni⸗ 
rung der Bahn folgende Antwort ertheilt: „Das Project der Berlin⸗ 
Braunſchweiger Eiſenbahn, um deſſen Conceſſionirung Sie bitten, iſt 
mir wohl bekannt, und ich verkenne das Intereſſe nicht, welches Ihre 
Städte, die von dieſer Bahn berührt werden ſollen, daran haben. Ich 
freue mich, wenn das Eiſenbahn⸗Netz in meinem Staate ſich immer 
mehr vergrößert und dadurch Handel, Induſtrie und das Wohl des 
Staates gehoben werden. Die neuprojectirte Berlin⸗Braunſchweiger 
Bahn hat ein beſonderes Intereſſe für mich, denn ſie ſchafft einen 
neuen directen Weg von hier nach den Rheinprovinzen, vermittelt eine 
neue Verbindung zwiſchen Berlin und Hamburg und bereitet eine 
directe Verbindung mit dem Jadebuſen vor. Wenn ich Ihnen nun 
bei der jetzigen Lage der Sache auch nicht die beſtimmte Verſicherung 
meiner künftigen Beſtätigung der Bahn geben kann, ſo wird doch 
wohl Ihnen und Ihren Committenten jetzt ſchon die Zuſage meiner⸗ 
ſeits genügen, daß ich ſelbſt lebhaftes Intereſſe für die neue Berlin 
Braunſchweiger Bahn habe. Die von Ihnen ausgeſprochene Vermu⸗ 
thung, daß andererſeits gegen die Conceſſtonirung der neuen Bahn bei 
mir petitionirt worden, ift richtig, ich habe jedoch die Petenten nach 
meinem vorigen Ausſpruche beſchieden und ihnen geſagt, daß ich ihre 
Rechte durch die Anlage der neuen Bahn nicht für gefährdet erachten 


könne, wogegen ich nicht verkennen wollte, daß die projectirte Bahn] G 


durch ihre Concurrenz der beſtehenden wohl einigen Abbruch thun 
würde, was mich aber nicht abhalten könne, den Bau neuer Eifen- 
bahnen zu wünſchen und zu fördern.“ — Der König ſetzte dann noch 
hinzu: „Ich danke Ihnen für die mir bei dieſer Gelegenheit von Ihnen 
gegebene Verſicherung der Liebe und Treue. Es find jetzt ſchlimme 
Zeiten und dieſelben werden nicht eher beſſer werden, als bis der 
Conflict wird gehoben ſein, welchen das Abgeordnetenhaus hervorge⸗ 
rufen hat. Wir kommen nicht eher zu einem gedeihlichen Fortſchritte, 
den ich für das Wohl des Staates ſo ſehr wünſche, als bis die Frage 
über die Armee⸗Reorganiſation und die damit zuſammenhängende 


wraclaw, wohl aber in drei anderen Orten untergebracht. Was ferner 
den. Widerſpruch der Bürger betrifft, fo berichte ich folgende That: 
ſachen: Die Einquartirung wurde erſt ſpät am Nachmittage des 
7. April angeſagt. Die ſich beſchwerenden und demonſtrirenden 
Bürger wurden dahin bedeutet, daß einmal der Befehl der vor⸗ 
gelegten Behörde zur Einquartierung vorläge, der auch befolgt 
werden müßte. Darauf wurde eine Eingabe von ſechs Stadtoer⸗ 
ordneten an den Vorſitzenden der Stadtverordneten 
mit dem, Erſuchen, eine ſchleunige Sitzung anzuberaumen, 
um zu beratheu, inwiefern eine geſetzliche Verpflichtung vorlage, 
fremde Truppen in Quartier zu nehmen, und welche abwehrenden 
Schritte dagegen zu thun ſeien. Der Vorſitzende, Herr Juſtiz⸗ 
rath Keßler, fand es für gut, die Sitzung um 4 Uhr Nachmittags 
des andern Tages anzuſetzen, wo die Ruſſen bereits angelangt und 
einquartiert waren. Hierdurch ward der Sache von vornherein 
die Spitze abgebrochen, es kam noch hinzu, daß in der Sitzung 
der Stadtverordneten auf eine Verfügung hingewieſen wurde, 
wonach mit den ruſſiſchen Truppen eben ſo wie mit den preu⸗ 
ßiſchen verfahren werden ſollte. Als die Geſetzeskraft dieſer 
Verfügung aus der Mitte der Verſammlung bezweifelt wurde 
und darüber eine Debatte entſtand, verließen mehrere Mit⸗ 
glieder den Saal und machten damit das Collegium beſchlußun⸗ 
fähig. (Nach dieſer Correſp. der „Nat.⸗Z.“, waren alſo doch die ruf: 
ſiſchen Truppen in Inowraclaw ſelbſt einquartirt worden? Der Minis 
ſter des Innern hatte ja aber geſagt, daß das nicht geſchehen fei? 
Wie hängt denn das zuſammen? Iſt der Herr Miniſter falſch be⸗ 
richtet worden? Oder lügt auch dieſer Correſp. der „Nat.:3.'2) 


Rawicz, 7. Mai. Die Nachricht von der Gefangennehmung 
des Grafen v. Czarnecki auf Gogolewo von ruſſiſchen Ko⸗ 
ſaken unweit Konin hat hier nicht wenig Senſation hervorgerufen. 
Der Graf hat dort jenſeits der Grenze ebenfalls Beſitzungen, die ihm 
zu einer Reiſe von hier nach der dortigen Gegend Veranlaſſung gege⸗ 
ben hatten. Die militäriſchen Uebungen der ruſſiſchen Soldaten ver⸗ 
lockten ihn zu einem kleinen Ausfluge, um ſich dieſes Schauſpiel anzu⸗ 
ſehen. Bei dieſer Gelegenheit wurde er umzingelt und feſtigenommen. 
Der Kutſcher des Grafen ſah die Gefahr und ritt in vollem Galopp 
von dannen, wurde von den ruſſiſchen Soldaten zwar hart verfolgt, 
aber nicht erreicht. Die Gräfin wandte ſich in ihrer Herzensangſt an 
unfern Kreislandrath, deſſen Reclamation es nur zu verdanken iſt, daß 
ſich der Graf wieder auf freiem Fuße befindet. (Poſ. 3.) 

Stkalmierzyee, 7. Mal. [Inſurgententransport. 
— Verheirathung einer Jüdin mit einem Ruſſen.] Heute 
Vormittag paſſirte ein Inſurgententransport von 27 Mann unſere 
tenze. Vor 14 Tagen waren dieſelben in der Gegend von Wie⸗ 
ruſchau in einem Walde von den Ruſſen umzingelt, gefangen genom⸗ 
men, nach Kaliſch transportirt und bis heute internirt worden. Um 
balb 11 Uhr langten dieſe Leute, unter denen mehrere der anſtändigern 
Klaſſe angehörten, beim hieſigen Haupt⸗Zollamte an, bis wohin fie 
eine ruſſiſche Eskorte, aus einem Offizier und 15 Grenzjägern beſtehend, 
begleitete. Die weitere Eskortirung nach Oſtrowo übernahm ein hier 
ſtationirtes Detachement Ulanen von 2 Unteroffizieren und 8 Mann, 
und auf ſpäteres Wiederſehen verabſchiedeten ſich die Inſurgenten von 
den Ruſſen. Bei der Gefangennahme, fo erzählen dieſe Leute, find 
ihnen von den Ruſſen alle Baarſchaft und Werthſachen abgenommen 


der Franzoſen zugegangenen Einladung zum Beſuch in das Lager 


willigkeit des petersburger Cabinets zu jedweder Maßregel ausſpricht, 


Die Stellung Gortſchakoff's, die eine Zeitlang bedroht 


franzöfifche Offiziere, welche vor einigen Tagen hier nach der Grenze 


Es iſt wohl Niemandem ſchwer, ſich ein Bild des Eindrucks zu machen, 


eingereicht 
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worden, die ſie auch nicht wieder zurückerhielten; dem einen mir ſelbſt 


Sache weiter zu verfolgen. 


7 


von Perſon bekannten, wurden 60 Rubel geſtohlen. 

In Kaliſch ereignete ſich geſtern der wohl noch kaum dageweſene 
Fall, daß ein Mädchen aus gut ſituirter jüdifher Familie ſich mit 
einem gemeinen ruſſiſchen Soldaten verheira thete, und zwa r geſchah 
dies ohne Wiſſen ihrer Eltern. Der Akt wurde im ſczipior noer Park 
bei Kaliſch, woſelbſt eine Kapelle ſich befindet, vollſogen. Vorerſt hatte 
ſich das Mädchen dortſelbſt roͤmiſch⸗katholiſch taufen laſſen, und bald 
darauf fand die Trauung ſtatt unter Zuſamraenwirken eines katholiſchen 
Geiſtlichen und eines ruſſiſchen Popen. Es war die Tochter des Eiſen⸗ 
kaufmanns Warcezki. 

s Deut ſchland. 

München, 4. Mai. [Profeſſor Frohſchammer! hat heute 
vor einem zahlreichen Studenten⸗Publikum ſeine Vorleſungen über 
Religions⸗Philoſophie aufgenommen, und die erſte Stunde zu einer 
Expoſition ſeines Verhältniſſes zur neuſcholaſtiſchen Doctrin und zur 
Aufklärung der Mißverſtändniſſe, denen er von Seite der kirchlichen 
Autorität ausgeſetzt iſt, benutzt. Dieſe Vorleſung ſoll noch in dieſen 
Tagen im Druck erſcheinen. 

Ulm, 3. Mai. [Bei Eröffnung der erſten Sitzung der 
vierten Generalverſammlung des volkswirthſchaftlichen 
Vereins für Südweſtdeutſchland,] welche heute um 10 Uhr 
hier ſtattfand, wurde die Verſammlung im Namen der Stadt Ulm 


von dem Stadtrathe Hrn. Klemm begrüßt. 


Bei dem erſten Gegenſtande der Tagesordnung: „die Forterhal⸗ 
tung des Zollovereins“, ſtellt der Berichterſtatter, Hr. Sonnemann aus 


Frankfurt, folgende Anträge: i 2 

J. In Erwägung, daß eine Auflöſung des Zollvereins als ein National: 
unglüd zu beklagen wäre; — in Erwägung, daß diejenigen deutſchen Re: 
ierungen, welche den Handelsvertrag mit Frankreich unbedingt abgelehnt 
aben, den Fortbeſtand des Zollvereins auf's Höchſte gefährden; — erklärt 
die 4. Verſammlung des volkswirthſchaftlichen Vereins für Südweſtdeutſch⸗ 
land: „Es it die unerläßliche Pflicht jener Regierungen, die etwa verlang⸗ 
ten Modifikationen alsbald beſtimmt zu formuliren, um damit einen Boden 
für Unterhandlungen zu ſchaffen; . dieſe Regier ungen die allei⸗ 

nige Verantwortlichkeit für die etwaige uflöſung des Zollsereing trifft.“ 
II. An dem Tarife des Handelsvertrages iſt unbedingt feſtzuhalten; in⸗ 
deſſen kann es das Zuſtandekommen des für die voltswir thſchaftlichen In⸗ 
tereſſen ſo wichtigen Vertragswerkes nur fördern, wenn Preußen durch eine 
nachträgliche Vereinbarung mit Frankreich, welche es dem Zollverein mög⸗ 
lich macht, den deutſchen Bundesſtaaten auch fernerhin exceptionelle Zollbe⸗ 
günftigungen einzuräumen, feinen ſüͤddeutſchen Zollverbündeten entgegen⸗ 
kommt, und wenn namentlich die jetzt in Frankreich gelt enden niedrigeren 
Eingangszolle auf landwirthſchaftliche Erzeugniſſe durch Aufnahme derſelben 

in den Vertrag für die Zukunft geſichert werden. 1 j 
III. Der Eintritt Geſammt⸗Oeſterreichs in den. Zollverein iſt unbedingt 
abzulehnen. Es iſt jedoch wünſchenswerth, daß der Zollverein nach der 
allſeitigen Genehmigung des Handelsvertrages auch mit Oeſterreich über 
weitergehende gegenſeitige Verkehrs⸗Erleichterungen in Unterhandlung trete. 
Die drei Anträge wurden nach lebhafter, ſehr intereſſanter Debatte 
nahezu einſtimmig mit einer Einſchaltung in Antrag III. genthmigt, 
wonach der Eintritt Oeſterreichs in den Zollverein für jetzt abzu⸗ 

lehnen iſt. (N. Fr. 3.) 

Italie n. 

[Ein Brief Mazzini's] an einen feiner Hauptagenten, welcher 


die Aufgabe hatte, einen republicaniſchen Aufſtand in Mailand und 


Brescia zu arrangiren, iſt der Regierung in die Hände gefallen. Ein 
Beamter des Miniſteriums des Innern, welcher die Leitung der gehei⸗ 
men Polizei hat, iſt von Turin aus in Mailand eingetroffen, um die 
Wie es ſcheint, war der viel beſprochene 
Putſch gegen Venetien nur das Vorſpiel oder — beſſer geſagt — blos 
Maske, um die Regierung im Innern mit aller Energie anzugreifen. 
Zahlreiche Verhaftungen wurden ſowohl in Mailand als auch in 
Brescia und Deſenzano vorgenommen, und mehrere Depots von 
Waffen, miiſt Flinten und Revolver, find der Regierung in die Hände 
gefallen; auch ſollen über 100 Stück ſogenannter Orſtini-Bomben, in 
einem Keller vergraben, aufgefunden worden ſein. Aus den bei den 
Verhafteten vorgefundenen Briefen ſcheint hervorzugehen, daß der 4. Juni 
als der Tag des eigentlichen Ausbruchs der Revolution feſtgeſetzt wor: 
den war, und daß Mazzini hoffte, bis dahin über 10,000 Gewehre 
verfügen zu können. 


Frankreich. 

[Aus Mexico.] Eine heute Früh beim Kaiſer eingegangene De⸗ 
peſche vom General⸗Capitän der Havannah bringt ſehr wichtige Nach⸗ 
richten aus Mexico, welche die „France“ ſo zuſammenfaßt 5 „Da General 
Ortega, Platz⸗Commandant von Puebla, einſah, daß Widerſtand nicht 


möglich fei, ließ er den General Forey um eine Capitulation bitten. Aber 


die Bedingungen, welche der mexicaniſche General dabei ftellte, ſchienen 
nicht annehmbar und wurden abgelehnt. Am anderen Tage machten 
die Belagerten, 12,000 Mann ſtark, einen Ausfall, der aber mit 
voller Macht zurückgeſchlagen wurde und ſich in eine wirkliche Nieder⸗ 
lage verwandelte. In Folge davon richtete der Gemeindevorſtand 
der Stadt an General Forey die Bitte, nicht zum Bombardement 
zu ſchreiten. Der General antwortete mit der einem franzöſiſchen 
General geziemenden Würde, daß das Bombardement unnütz ſei, um 
Frankreichs Sieg zu ſichern, und daß die Rückſichten der Menſchlich⸗ 
keit in ſeinem Geiſte von den Rechten des Krieges nicht getrennt 
ſeien. Bei Abgang des Schiffes, welches dieſe hoffentlich beſtätigten 
Nachrichten gebracht, ſah man die bedingungsloſe Capitulation Drtega’s 
als gewiß an.“ 

Eine madrider Depeſche der Correſp. Havas⸗Bullier meldet außer: 
dem, Comonfort habe Puebla zu Hilfe heranrücken wollen, ſei aber 
vom General Berthier zurückgeſchlagen worden. 


Ruſland. 
un ruhen in Polen. 

Poſen, 7. Mai. [Ein neuer Oberbefehlshaber.] Am 
5. d. M. Morgens 6 Uhr, ſtanden die beiden polniſchen Abtheilungen 
unter Turno und Taczanowski, welche beide geſondert, aber in 
Uebereinſtimmung mit einander operiren, in der Nähe von Mysza⸗ 
kow; fie hatten bis dahin kein nennenswerthes Gefecht mit den Ruſſen 
gehabt. — Das geheime Nationalcomite als Nationalregierung hat 
mittelſt Decretes vom 1. d. M. den talentvollen und kriegsgeſchulten 
Offizier Jordan zum Oberbefehlshaber aller in der Woiwodſchaft 
Krakau und Sandomir operirenden aufſtändiſchen Streitkräfte ernannt. 
Die einzelnen Corps und Abtheilungen behalten jedoch ihre dermaligen 
Commandanten und Chefs. N (Oſtd. 3.) 

[Nachtrag.] Aus Peiſern, 30. April, ſchreibt ein in der Pro⸗ 
vinz Poſen anſäſſiger Gutsbeſitzer, der an dem Treffen daſelbſt Theil 
genommen, wie folgt: „Der Allmächtige hat uns durch den glückli⸗ 
chen Ausgang der blutigen Schlacht bei Peiſern in der Geſchichte des 
heldenmüthigen Aufſtandes für die Errettung des theuren Vaterlandes 
ein ruhmvolles Blatt ausfüllen laſſen. Aber dieſem ſiegreichen Tage 
müßten viele — viele andere nachfolgen, bevor wir der Welt, die uns 
— o ſchreckliche Ungerechtigkeit! — unſere Freiheit und Selbſtändig⸗ 
keit, für welche jeder Pole Leben und Gut hingiebt, beneidet, — ent⸗ 
egenrufen könnten: „„noch iſt Polen nicht verloren““ (jeszeze 
Polska nie zginela). — Wir gingen mit gewaltigem Hurrah auf 
den Feind los; er zeigte wenig Muth, aber Ausdauer bei den weit⸗ 


f überlegenen Streitkräften. Das Gewehrfeuer des Feindes, welches uns 
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ET TEEN ET VER RAREE PURE", WARTE FIAT 


zu nahe gekommen war, ſowie die unverhältnißmäßige Ueberzahl der 


jez 
— 


ten, in eine gefahrvolle Lage. Wir verdanken den glücklichen Ausgang 
derſelben zunächſt unſerer günſtigen Stellung; dann war aber auch der 
Muth und die Kampfluſt in unſeren Reihen muſterhaft. Unſere Ula⸗ 
nen und Senſenmänner haben ihre alte Tapferkeit bewährt. Mein 
Leben hing nur wie an einem ſeidenen Faden. Ein Ruſſe erreichte 
ſchon mit feinem Säbel meine Schulter, als ihn in demſelben Mo⸗ 
ment einer von den Unſrigen zu Boden ſchlug. — Ich danke Gott 
für meine faſt wunderbare Erhaltung. Mein Wohl, mein Leben, mein 
Glück und meine Ehre habe ich in die Hände der Vorſehung gegeben; 
115 Ruhm iſt zu gering, als daß ich ſchon hätte als Opfer fallen 
ollen. 
thig. — Die Schlacht ſelbſt koſtete uns nicht viel Blut; wir verloren 
an Kampfunfähigen etwa 50 Mann, die Verwundeten mitgerechnet. 
Der Verluſt des verbiſſenen Feindes iſt bedeutend, ihm ſollen gegen 
500 Mann fehlen, was ich auch gern glaube. Die meiſten wurden 
bei der Flucht niedergehauen. Vorläufig fehlt es uns an Nichts. Un⸗ 
ſere hieſige Abtheilung zählt an Mannſchaften 3200 Mann, täglich 
wächſt ihre Zahl durch neue Zugänge. Aus unſerer Provinz ſind die 
meiſten bei uns, ein großer Theil iſt noch nicht kampffähig; ſie müſſen 
Tag und Nacht im Kriegsdienſte geübt werden, denn Zeit iſt nicht 
zu verlieren.“ 

* Breslau, 8. Mai. Der „Czas“ vom 7. Mai meldet: 
Am 5. fanden an der Warſchau-Wiener Eiſenbahn zwiſchen Dom: 
browa und Sosnowice und unweit der myslowitzer Grenze meh: 
rere Gefechte ſtatt, bei welchen die Inſurgenten unter Okſinski ſieg⸗ 
ten und Dombrowa einnahmen. Am felbigen Tage ſoll eine be: 
deutende Uebermacht der Ruſſen die Miniewski'ſche Abtheilung über: 
rumpelt und ihr große Verluſte beigebracht haben. Am 24., 25. und 
26. April ſchlug ſich Czachowski bei Mniow mit Czengeri und 
drängte ihn nach Kielce zurück. Am 27. ſchlug die Boncza' ſche 
Abtheilung bei Poſyſudza die Ruſſen und nahm Opoeczno ein. 
Nach einer direkten Nachricht vom Kampfplatze bei Glashütte Roza⸗ 
niecka (. d. telegr. Dep. im heut. Morgenbl.) waren die Inſurgen⸗ 
ten obwohl von den Ruſſen ſtark beunruhigt, am Montag glücklich in 
Kobiglanfi eingerückt; 460 Mann Infanterie und 80 berittene Po: 
len kämpften in einem lichten Walde gegen 900 Mann Infanterie, 
100 Koſaken und 40 Ulanen mit 4 Kanonen der Ruſſen, welche ge: 
ſchlagen wurden. An Verluſt hatten die Polen 3 Todte und 11 Ber: 
wundete, dagegen die Ruſſen 27 Todte, die auf dem Kampfplatz be: 
graben wurden, 30 Verwundeete haben die Ruſſen beim Rückzuge mit⸗ 
genommen. 


Breslau, 8. Mai. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: aus dem Gar⸗ 
ten des Grundſtücks Paradiesgaſſe Nr. 15b 40 bis 50 Stück 16“ lange und 
14“ bis 1½“ dicke, ſtarke lieferne Bretter, 20 Stück 87 lange und ,“ 
ſtarke kieferne und 31 Stück 18“ lange und ,“ ſtarke fichtene Bretter; 
Kirchſtraße Nr. 20 ein Paar weißgepunkte ſchwarze Zeughoſen, eine halb⸗ 
ſeidene ſchwarz, gelb und roth geſtreifte Weſte und ein rothgelbgemuſtertes 
Taſchentuch. (Pol.⸗Bl.) 


* [Die breslauer Hausfrauen und deren Köchinnen im Ge: 
dränge.] Die neue Markt⸗Ordnung, welche jedenfalls den Zweck hat, den 
Verkehr auf mehre Plätze zu vertheilen, hat andrerſeits auch einen großen 
Uebelſtand im Gefolge. Man höre die kompetenten betheiligten Einkäuferin⸗ 
nen ſprechen, wenn ſie namentlich Montags vom „Ringe“ kommen, und 
man wird einräumen müſſen, daß ſie ſich für gutes Geld bei vielem Platze 
viel Turbulenz, Stoßen, Drängen und ſchließlich willkürliche Preiſe gefallen 
laſſen müſſen. Da nämlich der Victualienmarkt⸗Verkehr auf dem Plab vor 
dem Rathhauſe zuſammengedrängt und durch weiße Striche den Verkäufern 
ihre Plätze ökonomiſch vorgeſchrieben ſind, ſo iſt ein gefährliches Gedränge 
der herumſuchenden Käuferinnen unausbleiblich. Um nur endlich fortzukom⸗ 
men und auch Etwas von dem „Unentbehrlichen“ mit nach Hauſe zu brin⸗ 
gen, iſt die bedrängte Wirthſchaftsſorgerin dem beliebigen Preisanſatz der 
allerdings ebenfalls beengten Verkäufer ausgeſetzt, und manche Lücke in der 
Haus⸗Kaſſe wird mit nicht gerade leiſen Tönen bejammert. Würde eine 
Subſcriptionsliſte zur Unterzeichnung dieſer bitteren Wahrnehmung für die 
jetzt ſo unzufriedenen Breslauerinnen n fo mochten dazu 20 Ellen 
Papier kaum genügen, obwohl die Damen ſonſt klein ſchreiben. Indeſſen 
wollen wir es zu ſolch bedenklicher Oppoſition nicht kommen laſſen; wir be⸗ 
ſchränken uns auf einen Vorſchlag zur Güte, und wollen denſelben hiermit 
zur Berückſichtigung empfohlen haben. Da ſich nämlich mit einem Schlage 
die Vertheilung des Markt⸗Verkehrs ſchon darum nicht ausführen läßt, weil 
ja nicht alle die zahlreichen Bedürfniſſe auf jedem der angewieſenen Plätze 
zur Auswahl vorhanden, eine ſolche aber natürlich auf dem „großen Ringe“ 
vorläufig noch immer wieder aufgeſucht werden wird, jo möchte doch ein 
Theil des großen Raumes vor dem neuen Stadthauſe ſo lange noch hinzu⸗ 
genommen werden, bis Gewohnheit und Praxis dieſe in der That wichtige 
Angelegenheit zur Zufriedenheit unſerer Damen geregelt haben werden. 


Breslau, 18. April. [Perſonal⸗ Chronik.) 

Angeſtellt: Die Poſt⸗Expedienten⸗Anwärter Arndt in Breslau bei dem 
Eiſenbahn⸗Poſt⸗Amte Nr. 5, v. Parſetzty hei dem Poſtamte in Breslau, 
Rutſch bei der Poſtexpedition in Trebnitz, Marſchner dei dem Poſtamte in 
Breslau; ferner v. Quillfeld als Poſt⸗Erpediteur in Schättlaw, die Militär⸗ 
Invaliden Dohms und Maiwald als Poſt⸗Unterdeamte bei dem Poſtamte 
fa N desgleichen der verſorgungsberechtigte Poſtillon Hahn ebenda⸗ 
elbft. 


Leobſchütz, 5. Mai. [Grundſteinlegung zum Rathhausbau.] 
Da der nordweſtliche Flügel des zu erbauenden Rathhauſes nach dem Ent: 
wurfe um etwas vorrüden ſoll und deshalb von Grund aus gebaut werden 
muß, ſo wurde an dieſer Stelle, dem ehemaligen Burger'ſchen Hauſe, und 
zwar an der linken Seite, der Grundſtein gelegt an demſelben Tage, an dem 
vor 9 Jahren die halbe Stadt ein Raub der Flammen wurde und von wo 
ab ein Aufſchwung gamentlich in baulicher Beziehung zu datiren iſt. Der 
Akt der Grundſteinlegung, zu welchem blos Magiſtrat und Stadtverordnete 
aufgefordert waren, zeichnete ſich durch große Einfachheit aus. Die in den 
Grundſtein zu verſenkende Denkſchrift, welche künftigen Generationen ein 
Stück leobſchützer Geſchichte erzählen ſoll, wurde vom Bürgermeiſter Herrn 


Stephan verleſen, der Stein auf die Vertiefung gelegt, verkittet und die 20 


ublichen Hammerſchläge von den Vertretern der Stadt gethan. 
Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Borometerland, bei Sd. Sa- ee Inter: 

; ifer Linien, die 7 . } 

en Luft nach Neaumur, rometer.] ratur. Eine. 1 

Breslau, 7. Mai 10 U. Ad.] 333,01 12, O. 0. Heiter. 
8. Mai 6 U. Morg.] 333,47 77,6] W. 1, Ueberwöͤlkt. 


Breslau, 8 Mai. [Maſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 4 3. U.⸗P. 2 7.9 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 7. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die heutige Börfe war ſehr ftill 
Die Rente eröffnete zu 69, 75, wich bis 69, 60 und ſchloß träge zur Notiz. 
Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 
zproz. Rente 69, 65. Italien. öproz. Rente 72, 30. Ital. neueſte Anleihe 
73, 50. 3proz. Spanier —. proz. Spanier 47%, Oeſterr. Staats⸗Eiſen⸗ 
8 408, —. Credit⸗mobilier⸗Aktien 1423, 50. Lomb. Eiſenbahn⸗ 

ktien * 1 e 

London, 7. Mai, Nachm. 3 Uhr. Türkiſche Conſols 54%, Silber 61%. 
Wetter ſchön. Conſols 93% pr. Juni. Iproz. Spanier 47%, Mexikaner 37, 
5pros. Ruſſen 94%. Neue Ruſſen 93. Sardinier 88. 

Der Dampfer „Bremen“ iſt aus Newyork eingetroffen. 

Wien, 7. Mai. Mittags 12 Uhr 30 Minuten. Feſt. — pro 
Metall. 76, 80 4 proz. Metall. 69, —. 1854er Looſe 96, —. Banl: 
Aktien 796. Nordbahn 176, 80. National⸗Anleihe 81, 

Creditaktien 197, 10. Aktien⸗Cert. 217, — London 111, 10. Hamburg 
83, 10 Paris 44, —. Gold —, —. Silber 
bahn 159, 50. Lombardiſche Eiſenbahn 265, — Neue Looſe 134, —. 
1860er Looſe 99, 30 a 

rankfurt a. M., 7. Mai, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterr. Effekten 
in Folge auswärt. niedrigerer Notirungen billiger abgegeben. Böhm. Weſtbahn 


= 


1724. 
Feinde brachte uns, als wir die Schlacht ſchon ſicher gewonnen glaub⸗ 951 


Zum Dienſte unſeres theuren Vaterlandes bin ich noch nö⸗ G 


30. Staats⸗Eiſenb. & 
Böbmiſche Wells & 


x . * 
l. Anleihe —' Schluß ⸗Courſe: „ 
echſel 105%. Darmſtädter Bankaktien 237%. Darmſt. Zettelbank 
254%, Sproz. Metall. 68% 4 proz. Metall, 61%. 1854er Looſe 84½. 
Deherr, National⸗Anleihe 71%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 2 
DOeſterr. Bank⸗Antheile 836. Oeſterr. Credit⸗Aktien 208%. Neueſte öſterr. 
Anleihe 89%. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 134 Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%, 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 127%. 

Hamburg, 7. Mai, Nachm. 2 Uhr 0 Minuten. Ziemlich matt, nur 
Magdeburg⸗Wittenberger zu 67 viel Geſchäft. Finnl. Anleide 89. Schluß⸗ 
Courſe: National⸗ Anleihe 72% Oeſterr Credit⸗Aktien 88. Vereinsbank 
103%. Norddeutſche Bank 106%, Rheiniſche 102. Nordbahn 64½ Diss 
conto —. Wien —. Petersburg —. 

Hamburg, 7. Mai (Getreidemarkt.] Weizen loco matt, ab aus⸗ 
wärts flau. Roggen loco unverändert, ab Danzig wurde geſtern noch zu 
73% eine kleine Partie bezahlt, heute Danzig, Königsberg zu 74 offerirt, 73 
eld. Oel vr. Mai 32%, vr. Okt. 29%. Kaffee ſchwimmend 3200 Sack 
oſtindiſcher loco, 2800 Sack Domingo, 500 Braſil, 500 Sack diverſe verkauft. 

Liverpool, 7. Mai. [Baumwolle.] 10,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe ſteigend 


141. 


N 7 
f ah 7 


Berliner Börse vom 7. Mai 1863, 


Fonds- und Geld-Oourse. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Freiw. Staats-Anl.... 4½ 101% bz 


1 1 
Staats-Anl. von 185915 Dividende pro 1861 1862 Zi. 


i Aachen-Düsseld.| 344] 313% 193 G 
0 e 063 ba. Aachen-Mastrich| 0 | 0 4 82, 0. 
dito — 8 re) bz — — 51% 6 4 100 bz 
4110 . 8 ein De erg.-Märkische 805 64/4 07% da. 
dito 1887 401 14 da. Berlin-Anhalt...! 8½ 81414 148% bz. 
dito 5 + bz. Berlin-Hamburg 6 | 6%,j4 [121% B. 
dito eine Berl-Potsd.Mg. 1 |14 188% ba. 
3304 98% bz. Berlin-Stettin...) 774] 77,/4 1374, bz. 
Staats-Schuldscheine. 1314 90% ba Böhm. Westb...| — | — | |72 dx. 8 
Präm.-Anl. v. 1888 „131,128, bz Breslau-Freib. 6%| 8 |4 |134% ba. 
Berliner Stadt-Obl.. „(44 102 bz Cöln-Minden....\12%| — 346175 b. 
2 Kur. u. Neumärk 131, 91%, bz. Cosel-Oderberg O %, 64% B. 
Pommersche 3% 91% B dito St.- Prior.“ — | — 141194 E. 
E Posensche....... 4 103%, dito dito bee 1 
en 18 % © Ludwigsh.-Bexb.| 8 |9 f fla @ 
8 dio nes — — * 4 0% ba Magd.-Halberst. 22½25½4—— — 
Rr Magdb. Leipzig. 17 17 14 = — — 
3 Fur u. „ 100 bz Mgdb.-Wittenbg.| 1½ 1,514 66% a 67% bz 
r Mainz Ludwigs 1“ 2% 121 b 
B eng — * h 97 bz Mecklenburger. 2%| 2414 71 ½ bz. 
C Neisse-Brieger..| 34,| 4% 04% bz. 
2 Westp Er 5 — . Niedrschl.-Märk. 44 4 408 bz. 
e De Niedrschl. Zwgb. 102% 4 |69 B 
Schlesische .. IId bz. Nord., Fr.-Wilh.| 3 | — 4 64, a 65 bz 
Louisd’or 110 G. Oest.Bankn. 91%, bz. ( Oberschles. A. 7411044134 161“ pa. 
Goldkronen 9. 6%, @. | Polm.Bankn. 91%, G. 8 5 2 755 1044 —— — 
ito 2 bl bz. 
Ausländische Fonds, Oestr. Pr. St. B. 2 00% B. 
Oesterr. Metalliques. 5 |69% ba. Oest. südl. St.- B. | — 5 (ler bzu.B 
dito Nat.-Anl. % 4, bz Oppeln-Tarn .. 2% 66% bz. 
dito Tott 4. „60 ee K. % ba. Rheinische . . 5 — |4 |102% ba. 
dito Ser Pr. Anl. 4 8 5 dito Stamm-Pr.| 5 — |4 107 B. 
dito” Bisenb. Li. — 54 5 Rhein-Nahebahn| 0 | — 14 1324, 
Russ. Engl. Anl. 18626, 9214 ba. Rhr.Cr£.K.Gidb. .| 3510 4141314197 6. 
üito Pain Sch-Öbi/4» Birk da Stargard,posen .| 4, 7e l 8. 
N. — . ei 
Poln. Pfdbr. ul —— 6 l 
dito III. Em. 4 00% G. 
Poln. Obl. & 500 ks [917 B- Bank- und Industrie-Papiere. 
a nn: Preuss. Bank-A. | 47) 6% 4½ 125%, G. 
1581 „ Berl.Kassen-Ver.| 5 III 5 [1171 B. 
Kurhess. 40 Thir. ...|— 15814 bz. Danziger Bank) 6 6 104% B 
. 35 Fl. Loose. — 31½ B Königsberger „| 51 5¼ 4 101 8 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. || Posener „ff sılla [97% B 
% eier Magdeburger „ 4% 45,4 92% B 
2 


Berg.-Märkische 4 
d 


ito II. 4½/100 % ba Braunschweiger 44 4 76 B. 
dito IV. 4½ 100% ©. Weimar » 5 [4 91½ etw. bz. 
dito III. v. St.3½g. 10 83 ½ bz. Gothaer 101 4 7 4 |92% etw be. 
Cöln-Minden 45 — — — Geraer „ 5% 714 98% ba. 
dito II. s 103 @ Thüringer „2K 3 4 69% Kigkt, bz. 
dito 4 — —— Hamb. Nordd.B.| 5 |6 |4 108 etw. ba u. G · 
dito III 4 05 bz „ Vereins-B. 5. 644 104 B. 
dito 4½ 100% 6. Hannoversche, 4½ 5 4 198%, 6. 
dito IV. a4 93½ bz. Bremer „51 5 f 105 ½ 8. 
e de 4 92% 6. Luxemburger „10 10 4 105 ½% bz. 
dito II. 4½97½% bz. Darmst. Zettelb.| 85 | 9 4 [101% bz u. G. 
Niederschl.-Märk. . 4 98 ½ bz. 
dito conv. 4 98 ½ bz. Darmst. Credb. A.] 5 | 6½ 4 94½ bz u. G 
dito ILI4 97 B. Leipz. Cradb. A.] 3 | — 4 86% 8. 
dito 435 — —— Meininger „ 6 |7 4 198% iP. bau. d. 
Niederschl. Zweigb. — — Coburger „33S la 486 
U RE f — Oesterreich. „ 75 8 5 00%, % b: 
— er „ 7% u. % bz. 
dito B. Burn Genfer 2 ie es Fa. 
dito C. u. D. 4 97½ bz MoldauerLds.-B.| IA, 2% 4 36% bz 
dito E 3% 85½ bz Disc.-Com.-Ant. 6 | — 4 102K i P. bz u. & 
dito F. 4% 10 f, B Berl. Hand-Ges. 5 9 4 10 
Oest.- Franz. 43 279% bz. Schl. Bank.-Ver.| 6 6 4 101% 8. 
Oest. südl. St.- B.. 3 264 bz. 
Rhein. v. St. gar. 4½ 01 ½ b. Miner ra 0 — 6 [36% B 
Rhein-Nahe-B. gar... 4% 100%, bz. Fbr.v.Eisenbbdf.| 5% | — 6 105 bz 
Wechsel- Course. 
Amsterdam 250 El. . k. 8.143 ½ bz Augsburg 100 Fl. 2 M. 56 22 bz. 
dito 20 Fl. 2 M. 142½ bz Leipzig 100 Thlr. 8 T. 99 % G. 
Hamburg 300 Mk... . k. S. 151 bz dito 100 Thlr.. . . . 2 M.|99 8. 
dito 300 Mk...... 2 5 Frankfurt a. M. 100 F1.]3 M.|ö6. bz. 
London 1 L st... etersburg 100 8.-R. . 3 W. Io ½% br. 
Paris 300 Fres. dito 100 S.-R.. 3 Mu. 100% bz 
Wien 150 Fl. 8 T. 91 ½ bz Warschau 90 8.-R. . . 8 T. 91 ½% bz 
dito 150 FI.. 2 M. 90½ bz Bremen 100 Thlr. . 8 T. 110 ba. 


Juli⸗Aug. 15% 
bir. ber 
„ 


Gekündigt 600 Ctur. — Spiritus 
Tendenz den übrigen Artikeln an. Zahlreiche Realiſations⸗Verkäufe drückten 
Termine um ca. % Thlr. Der Schluß iſt nach einer Kündigung vos 


N Die Angebote von Ge 
treide waren am heutigen Markte nicht belangreich, die Stimmung jedoch 


i über Notiz bez. — wach behauptet; 
feinſte Sorten über 3 bez Degen ſchwach . 


39 Sgr. — Hafer preishaltend; pr. 0pfd. Ihlefüiher 2, i 
era 8 5 en e ohne 25 
bot. — aglein ſchw t. — Rapskuchen vernachlä 

98—51 Sgr. pr. Eine, — Nair Ba nen 4048 Sgr. Saat⸗Lupinen 


Sgr. Schl. Som SH 
TTC 
elber BEER one 3—70— gr. pr. Sa . * 
Roggen FEN er 48—50—53 Schlag⸗Leinſaat 168.180.200 
e 3438 43 Winter⸗Raps — 2 — 
Hafer p r 26—28—30 Winter⸗Rübſen u 
den REKEN 52 Sommer⸗Rübſen.— — — 


Verantwortlicher Redakteur: Dr, Stein. 
Druck von Graf, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 
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